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Wir leben in einer Zeit des Umbruchs. In den nächsten Jah-
ren werden Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung, und da-
mit auch die Lebensbedingungen der Bürger, weltweit einer
radikalen Veränderung unterworfen sein. Das wird sich auf
die Justiz und damit auch auf das vor 120 Jahren organisierte
Gerichtsvollzieherwesen in Deutschland auswirken. Negati-
ven Auswirkungen, wie sie Paulus1) schildert, muss Einhalt
geboten werden. Das kann nur durch gut ausgebildete Ge-
richtsvollzieher in ausreichender Zahl geschehen. Die in Gang
gekommene Strukturreform der Justiz wird durch die notwen-
dige europäische Rechtsangleichung, auch im Zustellungs-
und Vollstreckungswesen, weiteren Auftrieb erhalten.

Bereits 1997 hat der von der damaligen Bundesregierung
eingesetzte Sachverständigenrat in seinem Abschlussbericht
folgendes formuliert:

„Der Sachverständigenrat hat sich u. a. mit dem Thema
Justizentlastung und Kostendeckung beschäftigt und eine
Empfehlung an die Bundes- u. Landesregierungen gegeben,
wonach Ziel sein muss:

– den Gerichtsvollzieher als Vollstreckungsorgan zu
stärken. Hierzu gehören Bereiche 

– wie das Einzugsverfahren, die Übernahme sämtlicher
Zustellungen und Forderungspfändungen und das Ver-
fahren zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung. 

– Die außergerichtliche Streitbeilegung ist zu fördern.

– Es ist weiterhin in allen Bereichen der Justiz zu prüfen,
ob durch Gebührenerhöhung eine Verbesserung des
Kostendeckungsgrades in Betracht kommt.“

Soweit der Sachverständigenrat. Inzwischen ist der Wille,
die Justiz zu reformieren, parteiübergreifend zu bemerken.
Bundesjustizministerin Däubler-Gmelin erklärte kürzlich,
dass sie eine Jahrhundertreform einleiten will. So soll der
Zivilprozess bürgernäher, effizienter und durchschaubarer
werden. In Fachkreisen spricht man von der größten Justiz-
reform seit den Reichsjustizgesetzen von 1879. Zu den promi-
nenten Befürwortern des Reformwerks, zählen u. a. der Notar
und einstige Vorsitzende des Bundestags-Rechtsausschusses,
Horst Eylmann, der eine Reform der über 120 Jahre alten
Zivilprozessordnung für dringend notwendig hält, und der frü-
here Präsident des Bundesgerichtshofes Karlmann Geiss. In
der Experten-Anhörung des Bundestags-Rechtsausschusses
am 6. Sept. 2000 gab es aber auch Gegenstimmen. So lehnen
der Deutsche Richterbund und die Bundesanwaltskammer das
Reformwerk in Teilbereichen, wie die beabsichtigte Stärkung
der Eingangsgerichte, die Verankerung des Schlichtungsge-
danken im Zivilprozess durch Güteverhandlungen und den
Wegfall eines Rechtszuges rundweg ab. Unabhängig von die-

Die Strukturreform der Justiz und das 120 Jahre alte preußische
Gerichtsvollziehersystem im Europa des 21. Jahrhunderts

Von Dieter Kühn, Obergerichtsvollzieher a. D., Düren

M Ä R Z  2 0 0 1  ·  1 1 6 .  J A H R G A N G  ·  N R .  3 / 2001

1)  ZRP, 2000, S. 296–297



34 DGVZ 2001, Nr. 3

sem Streit der Experten steht schon jetzt fest, die Justiz soll in
allen Bereichen „entrümpelt“, „verschlankt“ und „vernetzt“
werden. Im so genannten Dienstleistungsbereich, dazu gehört
der Gerichtsvollzieher mit seinem Büro, soll kostendeckend
gearbeitet werden. Was im einzelnen angedacht, geplant oder
schon umgesetzt wurde oder wird, soll nachfolgend beispiel-
haft Erwähnung finden. 

– Das Verfahren zur Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung ist seit dem 1. 1. 1999 auf den Gerichtsvollzie-
her übertragen.

– Die Forderungspfändung soll auf den Gerichtsvollzie-
her übertragen werden.

– Die gütliche Erledigung des Zwangsvollstreckungsver-
fahrens durch den Gerichtsvollzieher (Ratenzahlungs-
vereinbarung in jeder Lage des Verfahrens – § 806 b
ZPO) hat Vorrang.

– Für Zustellungen aus dem Ausland könnte grundsätz-
lich der im Inland zuständige Gerichtsvollzieher unmit-
telbar in Anspruch genommen werden.

– Der Gerichtsvollzieher soll durch Vernetzung seines
PC mit der Justiz Zugriff auf die Schuldnerkartei erhal-
ten (Modellversuche laufen).

– Das Konkursverfahren wurde durch die neue Insol-
venzordnung abgelöst und das Insolvenzgericht bei den
großen Amtsgerichten am Sitz der Landgerichte ange-
siedelt.

– Durch die Einrichtung der „Systemeinheiten“ bei den
Gerichten werden die Beamten des mittleren Dienstes
nach und nach durch Fachangestellte ersetzt.

– Ab 1. Okt. 2000 wurden im Zuge einer Gesetzesände-
rung die sogenannten Bagatellfälle aus dem Zuständig-
keitsbereich der Gerichte ausgegliedert und Schieds-
stellen übertragen.

– Die Gerichtskassen sollen aufgelöst und das gesamte
Kassenwesen in einer Landeskasse konzentriert werden
(in einigen Ländern bereits erfolgt).

– Die Schaffung von Justizzentren ist eingeleitet.

– Wegfall eines Rechtszuges, Stärkung der sogenannten
Eingangsgerichte, Auflösung der Land- und kleinen
Amtsgerichte.

– Justizbehörden, Ausbildungsstätten und Schulen sollen
flächendeckend mit eigenem Budget ausgestattet wer-
den und kostendeckend arbeiten (teilweise bereits ver-
wirklicht).

– NW plant eine „Softhaftanstalt“ für leicht Kriminelle
mit privatem Wachdienst.

– Nachlasssachen könnten auf den Notar übertragen wer-
den.

– Das Grundbuchamt kann mit dem Katasteramt ver-
schmolzen werden.

– Ehescheidungen könnten, bei Einigung, durch den
Standesbeamten erfolgen.

– Ein vorgerichtliches Mahnverfahren (Europatitel) ist in
der Diskussion.

Viele europäische Staaten haben inzwischen im Bereich
des Gerichtsvollzieherwesens auf die gestiegenen Anforde-
rungen an die Gerichtsvollzieher reagiert und gehandelt. So
wurde das Aufgabengebiet der Gerichtsvollzieher erheblich
erweitert, wie z. B. Übertragung der Zwangsverwaltung und
Versteigerung von Immobilien. Wegen der damit verbunde-
nen Entlastung der Gerichte und der Einsparungen für den
Staatshaushalt haben Länder wie Polen2), Slowakei, Sloweni-
en und Ungarn in Anlehnung an die in Frankreich, Luxem-
burg, Belgien und den Niederlanden bestehenden freiberufli-
chen Gerichtsvollziehersysteme ebenfalls den freiberuflich
tätigen Gerichtsvollzieher eingeführt. Nach Informationen aus
Österreich ist dort die Überlegung aufgegeben worden, mit der
Zwangsvollstreckung ein Privatunternehmen zu beleihen3);
statt dessen wird nunmehr die Umstellung vom Amtssystem
auf das „freie“ System erwogen. In den Ländern, die das frei-
berufliche Gerichtsvollziehersystem eingeführt haben, wurde
damit jeweils eine erhebliche Steigerung der Anforderungen
an die Vor- und Ausbildung der Bewerber für die Gerichts-
vollzieherlaufbahn verbunden. So ist in einigen Ländern ein
fach- bzw. volljuristisches Studium (z. B. in Frankreich und
Polen) erforderlich.

In diesem Zusammenhang bedarf der Überprüfung, ob die
im § 758 Abs. 3 ZPO verankerte Befugnis des Gerichtsvoll-
ziehers, bei Widerstand Gewalt gegen Personen anwenden zu
dürfen, Bestand haben kann. So gab der ehem. Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion NRW, Robert Krumbein, in seinem
Festvortrag anlässlich des Festaktes zum 100jährigen Beste-
hen des Verbandes der Gerichtsvollzieher im Oberlandes-
gerichtsbezirk Köln am 16. 11. 2000 folgendes zu bedenken:

„… Allerdings gibt es nach meiner Einschätzung ein
konstantes und über alle parteipolitischen Grenzen an-
erkanntes Abgrenzungskriterium für den Bereich des
Einsatzes von Beamten: 

Das Recht zur Ausübung unmittelbaren köperlichen
Zwangs. Und so bin ich der festen Überzeugung, dass
es so lange, wie es zu den Rechten Ihres Berufes gehört,
unmittelbaren Zwang auszuüben, keine freiberufliche
Tätigkeit geben wird. Es wird deshalb künftig zu erör-
tern sein, ob der Einsatz dieses Zwangsmittels durch
den Gerichtsvollzieher unverzichtbar ist, oder ob er
nicht durch andere staatliche Organe im Wege der
Amtshilfe erfolgen kann. Ein von diesem Problem ent-
kleidetes Gerichtsvollzieheramt könnte aus meiner
Sicht sehr wohl in freiberuflicher Form ausschließlich
gebührenfinanziert eingerichtet werden.“

Die Gerichtsvollzieher in Deutschland müssen bei dieser
Entwicklung darauf achten, dass sie nicht in einem 120 Jahre
alten System „hängen“ bleiben und weiter mit der vagen Um-
schreibung des Status des Gerichtsvollziehers im Gerichtsver-
fassungsgesetz leben müssen. Wie „verkrustet“ die Justiz-
administration war, wird durch die schon über Jahrzehnte
ergebnislos verlaufenen berechtigten Bemühungen des Deut-
schen Gerichtsvollzieher-Bundes um eine Neufassung des
§ 154 GVG belegt.

2) Prof. Dr. Lubinski, „Arbeiten an der Änderung des Gesetzes
über die Gerichtsvollzieher und Zwangsvollstreckung in Polen“,
DGVZ 2000, S.145 ff..

3) Vgl. Seip, DGVZ 2000, S.135 (136) u. Paulus, ZRP 2000,
S. 296–297 
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M. E. kann mit der derzeitigen Organisationsform des
Gerichtsvollzieherwesens in Deutschland (verbeamteter und
Gehalt beziehender Gerichtsvollzieher) und dem damit ver-
bundenen hohe Kosten verursachenden Verwaltungsaufwand
die Zukunft nicht gemeistert werden. Die Justiz ist seit Jahr-
zehnten nicht in der Lage, durch eine entsprechende personelle
Ausstattung des GV-Dienstes die ständige hohe Mehr-
belastung der Gerichtsvollzieher abzubauen. Bis heute warten
die Gerichtsvollzieher vergeblich auf eine angemessene Ver-
gütung der von ihnen abgeleisteten Überstunden. Trotz einer
dreieinhalb Jahre dauernden Ausbildung (zwei Jahre mittl.
Dienst, eineinhalb Jahre Gerichtsvollzieherdienst mit jeweili-
ger Laufbahnabschlussprüfung) wird ihnen eine dem Amt ent-
sprechende Besoldung mit der Begründung vorenthalten, mit
der derzeitigen Besoldungsordnung sei das nicht möglich. Als
ob man das nicht ändern könnte. 

Deshalb ist es zu begrüßen, wenn mit Blick auf die europäi-
schen Nachbarn und deren Organisation des Gerichtsvollzie-
herwesens nunmehr auch in Fachkreisen der Justiz und Politik
in Deutschland Überlegungen angestellt werden, das System
des Gehalt beziehenden Gerichtsvollziehers mit Gebührenbe-
teiligung durch ein System mit einem reinen Gebührenbeam-
ten ohne Gehalt zu ersetzen. 

Dabei könnte das so genannte „Neuberger-Modell“4) (GV
als Gebührenbeamter mit festem Dienstbezirk) als Arbeits-
grundlage dienen. Ausgestattet mit einer entsprechenden
Gebührenordnung würde der Gerichtsvollzieher, wie in den
genannten Ländern, vom Kostenverursacher bezahlt. Die Sub-
vention der Zwangsvollstreckung durch den Steuerzahler wür-
de beendet. Die Einsparungen zu Gunsten der Landeskassen
gingen in die Millionen. Mittellosen Gläubigern kann die
Durchsetzung der gerichtlich titulierten Ansprüche durch Be-
willigung von Prozesskostenhilfe erleichtert werden.

Dass die bessere Nutzung des Instituts „Gerichtsvollzieher
mit eigenem Büro“ ausbaufähig ist, ergibt sich schon aus dem
eingangs zitierten Schlussbericht des Sachverständigenrates,
aber auch durch die inzwischen überwiegend erfolgreich um-
gesetzte 2. ZPO-Novelle, vor allem durch die Übertragung des
Verfahrens zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung vom
Rechtspfleger auf den Gerichtsvollzieher.

In diesem Zusammenhang ist erwähnenswert, dass der
Justizminister des Landes Nordrhein-Westfalen, Herr Jochen
Dieckmann, in seiner Festansprache anlässlich des Festaktes
zum 100-jährigen Bestehen des Verbandes der Gerichtsvoll-
zieher im Oberlandesgerichtsbezirk Köln am 16. 11. 2000 in
Köln folgendes formulierte:

„… In engem Zusammenhang hiermit steht der Vor-
schlag, Gerichtsvollzieher künftig nur noch als Gebüh-
renbeamte tätig werden zu lassen. Das wäre dann aller-
dings ein Systemwechsel. Denn die Zwangsvollstre-
ckung durch den Gerichtsvollzieher gehört bisher zum
Kern der hoheitlichen Eingriffsverwaltung. Ich weigere
mich nicht von vorneherein, auch über einen solchen
Systemwechsel nachzudenken, aber dann sollte man die
Lösungsvorschläge mitsamt allen Folgen diskutieren
und nicht isoliert aus der Sicht eines Berufszweiges,
auch wenn dieser zugegeben derzeit in einer schwieri-
gen Lage ist.“

Die Diskussion sollte vor allem in der Justiz verstärkt fort-
geführt werden. Die im Deutschen Gerichtsvollzieher-Bund
organisierten 3300 Mitglieder führen die Diskussion bereits
seit vielen Jahren und sind mehrheitlich für eine zügige
Reform des Gerichtsvollzieherwesens in Deutschland. Als
Arbeitspapier dient dabei der bereits erwähnte Entwurf eines
Gerichtsvollziehergesetzes des Justizministers von Nord-
rhein-Westfalen, Dr. Dr. Neuberger, aus dem Jahr 1972. 

Zu den Überlegungen einer Systemumstellung in Anleh-
nung an die eingangs erwähnten europäischen Staaten gehört
natürlich auch die Frage der Vor- und Ausbildung. Da für die
Gerichtsvollzieherlaufbahn bislang nur Beamte des mittleren
Dienstes und in einem begrenzten Rahmen noch des Rechts-
pflegerdienstes zur Verfügung standen, kann in vielen Bun-
desländern der erforderliche Nachwuchs nicht mehr gewon-
nen werden. Der mittlere Dienst fällt mehr oder weniger der
Strukturreform der Justiz zum Opfer. Die Öffnung der Ge-
richtsvollzieherlaufbahn für geeignete justizfremde Bewerber
(Außeneinstieg) ist dringend erforderlich. Die Kriterien für
die Vor- und Ausbildung müssen im Hinblick auf die gestie-
genen und noch weiter zunehmenden Anforderungen an das
Amt des Gerichtsvollziehers neu definiert werden. 

Dem hat z. B. das Justizministerium des Landes Baden-
Württemberg Rechnung getragen und einen Entwurf einer
neuen Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Gerichts-
vollzieherlaufbahn vorgelegt.5) Dieser Entwurf sollte bundes-
weit als Arbeitspapier in die Diskussion einbezogen werden. 

In Anbetracht der äußerst angespannten Personallage im
Gerichtsvollzieherdienst, in vielen Bundesländern können die
wenigen bewilligten Stellen in Ermangelung von geeigneten
Bewerbern aus dem Justizdienst nicht mehr besetzt werden, ist
für weitere jahrelange Überlegungen keine Zeit mehr. Wenn
nicht sofort gehandelt wird, könnte die Zwangsvollstreckung
in Deutschland in Ermangelung von gut ausgebildeten Fach-
kräften zusammenbrechen. 

Zusammengefasst kann gesagt werden:

– die Strukturreform der Justiz muss und wird auch das
Amt des Gerichtsvollziehers verändern;

– die Gerichtsvollzieher haben bewegte Zeiten vor sich.
Die Bemühungen um geeigneten Nachwuchs, eine bes-
sere Vor- und Ausbildung, eine Kompetenzerweiterung
und die gesetzliche Regelung des Status des deutschen
Gerichtsvollziehers in Europa werden im Vordergrund
stehen müssen;

– die Gerichtsvollzieher müssen ihren Bürobetrieb dieser
Entwicklung laufend anpassen, mit modernen Hilfsmit-
teln ausstatten und geeignete Bürofachkräfte einstellen;

– dies muss mit der Einführung eines die Kosten decken-
den Gerichtsvollzieherkosten-Gesetzes finanziell abge-
sichert werden. 

Nur durch die Bereitstellung und Finanzierung eines
modernen Bürobetriebes wird der Gerichtsvollzieher im
21. Jahrhundert als Dienstleistungsunternehmen Bestand
haben. Dies dürfte nicht nur den Bürgern, der Anwaltschaft
und der Wirtschaft, nein, auch der Justiz- und Finanzverwal-
tung von Nutzen sein.

4) Seip, „Der Versuch einer Änderung des GV-Systems“, DGVZ
1997, S. 103 ff.

5) Hartenbach MdB, „Der Status des Gerichtsvollziehers im
nächsten Jahrhundert“ DGVZ 1999, S. 149 ff. und in DGVZ 2001,
S. 17, 18; s. auch Seip, „Die Zukunft des Gerichtsvollziehers“, DGVZ
1999, S. 115
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Die eidesstattliche Versicherung gem. den §§ 807, 899 ff.
ZPO gerät seit 1999 zunehmend in den Mittelpunkt juristi-
scher Streitfragen. Kontrovers diskutiert wird z. B. die Frage,
ob ein Inkassounternehmen dem Gerichtsvollzieher einen
Auftrag zur Abnahme der eidesstattlichen Versicherung ertei-
len darf2). Nunmehr gibt es in Rechtsprechung und Literatur
abweichende Auffassungen darüber, wann die Abnahme der
eidesstattlichen Versicherung als Maßnahme der Einzel-
zwangsvollstreckung im Insolvenzverfahren zulässig ist3).

Nach einem langen Reformprozess4) ist die InsO seit zwei
Jahren in Kraft. Für die zuvor eröffneten Verfahren bleibt die
KO anwendbar5). Mit der Zielsetzung einer Gesamtvollstre-
ckung sind Maßnahmen der Einzelvollstreckung unverein-
bar6). Ein Bestreben der Insolvenzrechtsreform war es, dem
Einzelgläubiger den Zugriff auf die Insolvenzmasse durch
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen zu erschweren7). Dennoch
tauchen auch nach Inkrafttreten der InsO immer wieder Pro-
blemfelder auf, bei denen es fraglich ist, ob die Maßnahme der
Einzelvollstreckung überhaupt noch zulässig ist. Hierzu ge-
hört ebenfalls die eidesstattliche Versicherung.

Die Beantwortung der Streitfrage hängt von den verschie-
denen Stadien des Insolvenzverfahrens ab, in welchen der
Auftrag zur Abnahme der Offenbarungsversicherung gestellt
wird. Nachfolgend wird daher danach differenziert, ob das In-
solvenzverfahren bereits eröffnet ist (I.), ob nach dem Eröff-
nungsantrag Sicherungsmaßnahmen angeordnet wurden (II.)
und ob die Rückschlagsperre greift (III.).

I. Vollstreckungsverbot gem. § 89 I InsO

Bsp.: Nachdem über das Vermögen des A das Insolvenz-
verfahren eröffnet wurde, beauftragt der Insolvenzgläubiger B
einen Gerichtsvollzieher, dem A die eidesstattliche Versiche-
rung abzunehmen.

Mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens greift das Voll-
streckungsverbot in § 89 I InsO8), vormals § 14 I KO9). § 89 I
InsO ist § 14 I KO stark angeglichen und richtet sich gegen

jede Maßnahme der Einzelvollstreckung10). Lediglich der Ar-
rest ist nicht mehr neben dem Begriff der Zwangsvollstre-
ckung aufgeführt. Diese Gleichstellung war noch in § 12 InsO
RegE11) vorgesehen, wurde aber dann vom Rechtsausschuss
des Bundestages mit der Begründung fallen gelassen, dass der
Begriff Zwangsvollstreckung als Oberbegriff zu verstehen ist
und deshalb auch den Arrest erfaßt12). Aus diesem Grund ist
eine dem § 14 II KO entsprechende Regelung überflüssig
gewesen13). § 89 II 1 InsO erweitert das Vollstreckungsverbot
auf bestimmte Nichtinsolvenzgläubiger, wovon Satz 2 wieder-
um eine Rückausnahme trifft. § 89 III InsO enthält prozessua-
le Regelungen. Daneben trifft § 90 InsO eine spezielle Rege-
lung des Vollstreckungsverbotes wegen Masseforderungen.

Soweit keiner der Ausnahmefälle der §§ 89 II und 90 InsO
einschlägig ist, kann auf die gefestigte Rechtsprechung und
Literatur zu § 14 I KO zurückgegriffen werden. Nach dieser
ist die Offenbarungsversicherung im eröffneten Konkursver-
fahren unzulässig14). Die Erwirkung einer Offenbarungsversi-
cherung ist dem Konkursgläubiger nicht zu gestatten, da sie
nur dem verwehrten Einzelzugriff dienen kann15). Deshalb ist
nicht nur die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung
selbst, sondern bereits der hierauf gerichtete Antrag
unzulässig16). Für die Konkursgläubiger verbleibt lediglich
ein Vorgehen nach § 125 KO17).

War der Gemeinschuldner bereits vor Verfahrenseröff-
nung zur Erzwingung der eidesstattlichen Versicherung ver-
haftet worden, so ist er im eröffneten Konkursverfahren von

1) Regierungsrat z. A., Wetzlar, siehe auch: Viertelhausen,
Einzelzwangsvollstreckung während des Insolvenzverfahrens, Ham-
burg 1999.

2) Bejahend m.w.N.: Viertelhausen, in: DGVZ 2000, S. 55–59.
3) M.w.N.: Kohte, in: VuR 2000, S. 352–353 (353).
4) Zur Geschichte der Insolvenzrechtsreform m.w.N.: Bork,

Insolvenzrecht, Tübingen 1995, Rdnr. 8–17; Huber, in: JuS 1998,
S. 437–441 (437-439); Pape, in NJW 1999, S. 29-32; Uhlenbruck,
Neues Insolvenzrecht, Bonn 1998, S. 14–15.

5)  Brox/Walker, Zwangsvollstreckungsrecht, 6. A., Köln 1999,
Rdnr. 195; Kilger/Schmidt, Insolvenzgesetze, 17. A., München 1997,
Vorwort zur 17. A.

6) Dörndorfer, in: DGVZ 1999, S. 51–53 (52); Smid (Hrsg.),
InsO, Stuttgart 1999, nachfolgend: Smid/Bearbeiter, § 89, Rdnr. 1.

7) Viertelhausen, Einzelzwangsvollstreckung während des Insol-
venzverfahrens, Hamburg 1999.

8) Bundesministerium der Justiz, Erster Bericht der Kommission
für Insolvenzrecht, Köln 1985, S. 118 und 120; Haarmeyer, Insol-
venzrecht, München 1997, Kap. 4, Rdnr. 10; Jauernig, Zwangsvoll-
streckungs- und Insolvenzrecht, 20. A., München 1996, § 76, Anm. II.

9) Baumann, Konkurs und Vergleich, 2. A., Bielefeld 1981, § 12,
Anm. II.; Kuhn, KO, 11. A., München 1994, § 14, Rdnr. 9; Lippross,
Vollstreckungsrecht, 8. A., Neuwied 1998, Rdnr. 72.

10) Diskussionsentwurf: Gesetz zur Reform des Insolvenzrechts,
nachfolgend: DiskE, § 95 InsO, T. III, S. 70–71; Frankfurter Kommen-
tar zur InsO, Wimmer (Hrsg.), Neuwied 1999, nachfolgend: FK-InsO/
Bearbeiter, § 89, Rdnr. 1; Gerhardt, in: Kölner Schrift zur InsO, Köln
1997, S. 159–182, Rdnr. 44; Hess, InsO, Heidelberg 1999, nachfol-
gend: Hess-InsO, § 89, Rdnr. 10; Kübler/Prütting (Hrsg.), Das neue In-
solvenzrecht: Bd. I – InsO, Köln 1994, nachfolgend: Kübler-InsO,
§ 89, S. 266–267; Referentenentwurf: Gesetz zur Reform des Insol-
venzrechts, nachfolgend: RefE § 95 InsO, T. III, S. 89–90.

11) Kübler-InsO, § 12, S. 591-592.
12) BT-Drucks., 12. L., Nr. 7302, S. 156; Hintzen, in: Rpfleger

1999, S. 256–263 (258); Nerlich/Römermann, InsO, München, Stand:
1. 1. 1999, nachfolgend: Nerlich/Bearbeiter, § 89. Rdnr. 1; Smid/
Smid, § 89, Rdnr. 1.

13) RefE § 95, T. III, S. 89–90; Nerlich/Wittkowski, § 89. Rdnr. 1;
Smid/Smid, § 89, Rdnr. 1.

14) KG, in: OLGZ, Bd. 23, S. 226–227 (226); Baumbach/Lauter-
bach/Albers/Hartmann, ZPO, 56. A., München 1998, § 807, Rdnr. 3;
Gottwald (Hrsg.), Insolvenzrechts-Handbuch, München 1990, nach-
folgend: Gottwald/Bearbeiter, § 34, Rdnr. 4; Haegele/Hess/Theobald,
Konkurs, Vergleich, Gläubigeranfechtung, 5. A., Herne 1990,
Rdnr. 217; Hess, KO, 6. A., Neuwied 1998, nachfolgend: Hess-KO/
Bearbeiter, § 14, Rdnr. 6; Kilger/Schmidt, § 14, Anm. 2); Kuhn, § 14,
Rdnr. 2; Musielak, ZPO, München 1999, nachfolgend: Musielak/Be-
arbeiter, § 807, Rdnr. 2 und vor § 704, Rdnr. 26; Stein/Jonas (Hrsg.),
ZPO, 21. A., Tübingen 1995, nachfolgend: Stein/Bearbeiter, § 807,
Rdnr. 22; Wieczorek/Schütze, ZPO, 3. A., Berlin 1999, nachfolgend:
Wieczorek/Bearbeiter, § 807, Rdnr. 16; Zöller, ZPO, 20. A., Köln
1997, § 807, Rdnr. 6.

15) Jaeger/Henckel, KO, 9. A., Berlin 1997, § 14, Rdnr. 7.
16) Kuhn, § 14, Rdnr. 2.
17) Gottwald/Gerhardt, § 34, Rdnr. 4; Haegele/Hess/Theobald,

Rdnr. 217; Hess-KO/Hess, § 14, Rdnr. 6; Jaeger/Henckel, § 14,
Rdnr. 7; Kilger/Schmidt, § 14, Anm. 2); Kuhn, § 14, Rdnr. 2; Stein/Jo-
nas/Münzberg, § 807, Rdnr. 22, Fn. 93.

Eidesstattliche Versicherungen im Insolvenzverfahren?
Von Dr. Andreas Viertelhausen1)
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Amts wegen aus der Haft zu entlassen18). Ein vor dem Kon-
kursverfahren erlassener Haftbefehl verliert zwar durch das
Verfahren nicht seine Wirksamkeit, er darf jedoch für die Dau-
er des Verfahrens nicht vollzogen werden19). Soweit der dem
Haftbefehl zu Grunde liegende Titel nach Beendigung des
Konkursverfahrens noch wirksam und nicht durch den Tabel-
leneintrag gegenstandslos geworden ist, kann das Erzwin-
gungsverfahren dann fortgesetzt werden20). Während des
Konkursverfahrens kann über den Haftbefehl im Wege der so-
fortigen Beschwerde entschieden werden. Sowohl die aufhe-
bende, als auch die bestätigende Entscheidung ist keine Voll-
streckungsmaßnahme im Sinne des § 14 I KO21).

Gleiches gilt für das Vollstreckungsverbot in § 89 I InsO.
Da diese Norm jede Maßnahme der Einzelzwangsvollstre-
ckung verbietet, ist auch hier die eidesstattliche Versicherung
gem. den §§ 807, 883, 899 ZPO betroffen. Damit ist die Abga-
be der Offenbarungsversicherung im eröffneten Insolvenzver-
fahren genauso unzulässig wie z. B. die Pfändung einer be-
weglichen Sache oder einer Forderung22). Auch hier ist nicht
nur die Abnahme selbst, sondern bereits der darauf gerichtete
Antrag unzulässig23).

Für die eidesstattliche Versicherung verbleibt nur unter
den Voraussetzungen des § 153 II InsO ein Anwendungsbe-
reich, soweit die Vollständigkeit des Vermögensverzeichnis-
ses betroffen ist24).

War der Schuldner zum Zeitpunkt der Verfahrenseröff-
nung zur Erzwingung der Offenbarungsversicherung bereits
in Haft, so ist er frei zu lassen. Wie bei § 14 I KO werden im
Insolvenzverfahren nicht die Rechtsmittel gegen den Haftbe-
fehl vom Vollstreckungsverbot erfasst25).

Der Verstoß gegen das Vollstreckungsverbot kann mit der
Vollstreckungserinnerung geltend gemacht werden. Über Ein-
wendungen gegen die Zulässigkeit von Vollstreckungsmaß-
nahmen entscheidet gem. § 89 III InsO das Insolvenzgericht
und nicht das Vollstreckungsgericht26).

Dieses Ergebnis ist aber sowohl bei § 89 I InsO27) als auch
bei § 14 I KO28) nicht auf eidesstattliche Versicherungen über-
tragbar, die z. B. nach § 260 II BGB geschuldet werden. Der
nach bürgerlichem Recht begründete Anspruch auf Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung stellt keine Insolvenz- bzw.

Konkursforderung dar und kann deshalb gegen den Gemein-
schuldner vollstreckt werden29).

Als Ergebnis für den Beispielsfall kann festgehalten wer-
den, dass sowohl der Auftrag als auch die Abnahme der Offen-
barungsversicherung gegen das Vollstreckungsverbot versto-
ßen.

II. Vollstreckungsverbot gem. § 21 II Nr. 3 InsO

Bsp.: Nachdem das Insolvenzgericht gem. § 21 II Nr. 3
InsO die Vollstreckung in das Vermögen des A untersagt hat,
beauftragt der Insolvenzgläubiger B einen Gerichtsvollzieher,
dem A die eidesstattliche Versicherung abzunehmen.

Dem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens
schließt sich eine Prüfungsphase an, in der das Vorliegen der
Voraussetzungen für die Verfahrenseröffnung festgestellt
wird. Insbesondere bei Eröffnungsanträgen durch Gläubiger
und Bestreiten der Eröffnungsvoraussetzungen durch den
Schuldner kann dieser Zeitraum länger andauern30). Da das
Vollstreckungsverbot in § 89 I InsO, bzw. § 14 I KO erst mit
der Verfahrenseröffnung greift, sind vorher Maßnahmen der
Einzelzwangsvollstreckung grundsätzlich zulässig31). Weil
dadurch die Gefahr besteht, dass die Masse durch Einzel-
zwangsvollstreckungen zulasten der anderen Gläubiger ausge-
höhlt wird32), kann das Insolvenzgericht Sicherungsmaßnah-
men anordnen.

Wegen der einschneidenden Änderungen der Insolvenz-
rechtsreform bei den Sicherungsmaßnahmen im Vorfeld des
Insolvenzverfahrens33) sind Rechtsprechung und Literatur zu
§ 106 I 3 KO nur noch bedingt verwertbar34).

Nach dieser Norm kann im Rahmen der KO lediglich ein
allgemeines Veräußerungsverbot erlassen werden35). Dabei
handelt es sich um ein relatives Veräußerungsverbot gem. den
§§ 136, 135 I 1 BGB, welches sich auch auf Verfügungen im
Wege der Zwangsvollstreckung erstreckt. Dies betrifft jedoch
lediglich Verwertungsakte, so dass andere Vollstreckungs-
maßnahmen uneingeschränkt zulässig sind36). Die Versiche-
rung an Eides Statt gem. den §§ 899 ff.. ZPO37) ist damit ge-
nauso möglich wie die Eintragung einer Zwangshypothek

18) Gottwald/Gerhardt, § 34, Rdnr. 4; Jaeger/Henckel, § 14,
Rdnr. 7; Kuhn, § 14, Rdnr. 2.

19) KG, in: OLGZ, Bd. 23, S. 226-227; OLG Hamm, in: DGVZ
1956, S. 11–12 (11); Jaeger/Henckel, § 14, Rdnr. 7; Mümmler, in:
JurBüro 1971, Sp. 577–588 (577-578).

20) OLG Hamm, in: DGVZ 1956, S. 11–12 (11); Gottwald/Ger-
hardt, § 34, Rdnr. 4; Jaeger/Henckel, § 14, Rdnr. 7.

21) OLG Hamm, in: DGVZ 1956, S. 11–12 (11); Gottwald/Ger-
hardt, § 34, Rdnr. 4; Kuhn, § 14, Rdnr. 2.

22) Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, 58. A.,
München 2000, nachfolgend: Baumbach/Bearbeiter, § 807, Rdnr.  3;
Hess-InsO, § 89, Rdnr. 21; Heidelberger Kommentar zur InsO, Eick-
mann/Flessner/Irschlinger/Kirchhof/Kreft/Landfermann/Marotzke
(Hrsg.), Heidelberg 1999, nachfolgend: HK-InsO/Bearbeiter, § 89,
Rdnr. 4; Musielak/Becker, § 807, Rdnr. 2 und vor § 704, Rdnr. 26;
Nerlich/Wittkowski, § 89. Rdnr.  11 und 17; Obermüller/Hess, InsO,
2. A., Heidelberg 1998, Rdnr. 210; Stein/Jonas/Münzberg, § 807,
Rdnr. 22; Wieczorek/Storz, § 807, Rdnr. 16; Zöller, ZPO, 21. A., Köln
1999, nachfolgend: Zöller/Bearbeiter, 21. A., § 807, Rdnr. 6.

23) Nerlich/Wittkowski, § 89. Rdnr. 11.
24) Hess-InsO, § 89, Rdnr.  21; Nerlich/Wittkowski, § 89. Rdnr. 17.
25) Nerlich/Wittkowski, § 89. Rdnr.  16.
26) Obermüller/Hess, Rdnr.  214–215; Smid/Smid, § 89, Rdnr.  11.
27) Hess-InsO, § 89, Rdnr. 21; Nerlich/Wittkowski, § 89. Rdnr. 11.
28) Hess-KO/Hess, § 14, Rdnr.  6; Kuhn, § 14, Rdnr. 2.

29) Gottwald/Gerhardt, § 34, Rdnr.  4;
30) Baur/Stürner, Insolvenzrecht, 3. A., Heidelberg 1991, nachfol-

gend: Baur-InsR, § 7, Anm. VI.2.; Baur/Stürner, Zwangsvollstre-
ckungs-, Konkurs- und Vergleichsrecht, Bd. 2 – Insolvenzrecht,
12. A., Heidelberg 1990, nachfolgend: Baur-ZR2, Anm. 7.36;
Gerhardt, Grundbegriffe des Vollstreckungs- und Insolvenzrechts,
Stuttgart 1985, Rdnr. 250; Helwich, in: MDR 1998, S. 516–521 (516);
Huber, in: JuS 1998, S. 437–441 (440).

31) Lohkemper, in: ZIP 1995, Seite 1641–1650 (1645).
32) Behr, in: DGVZ 1977, S. 49–57 (55); Bork, Rdnr.  102;

Eickmann/Mohn, Handbuch für das Konkursgericht, 5. A., Berlin
1976, Rdnr. 106; Hess-InsO, § 21, Rdnr. 19; Huber, in: JuS 1998,
S. 437–441 (440); Gerhardt, Rdnr. 250; Graeber, in: Rpfleger 1998,
S. 449–455 (451); Uhlenbruck, Insolvenzrecht, Baden-Baden 1983,
Rdnr. 503.

33) Viertelhausen, in: JurBüro 2000, S. 6–10.
34) FK-InsO/Schmerbach, § 21, Rdnr.  4.
35) Baur-InsR, § 7, Anm. VI.2.; Baur-ZR2, Anm. 7.36; Gerhardt,

Rdnr.  250; Häsemeyer, Insolvenzrecht, Köln 1992, nachfolgend:
Häsemeyer, 1. A., Kap. 7, Anm. I.4.; Schrader/Uhlenbruck/Delhaes,
Konkurs- und Vergleichsverfahren, 5. A., München 1990, Rdnr.  369;
Jauernig, § 53, Anm. II.2.

36) FK-InsO/Schmerbach, § 21, Rdnr.  72; Helwich, in: MDR
1998, S. 516–521 (520); Kilger/Schmidt, § 106, Anm. 3); Smid/Smid,
§ 21, Rdnr.  25.

37) AG München, in: DGVZ 1985, S. 158–159; Hess-KO/Hess,
§ 106, Rdnr.  8.
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gem. § 867 ZPO38). Ebenso ist eine Pfändung weiterhin zuläs-
sig, nur die Verwertung der gepfändeten Sache ist aus-
geschlossen39). 

Dagegen ist lediglich anzuführen, dass auch die Entste-
hung eines Pfändungspfandrechtes eine gleichmäßige Ge-
samtbefriedigung der künftigen Konkursgläubiger er-
schwert40). Ferner ist der Wortlaut von § 135 I 2 BGB anzu-
führen. Danach wird keine Differenzierung zwischen Verwer-
tungsakten und sonstigen Vollstreckungsmaßnahmen vorge-
nommen41). Auch wird der rechtsgeschäftliche Erwerb mit
dem Zwangserwerb nach dieser Norm nicht unterschiedlich
behandelt42).

Diese Argumente würden dazu führen, dass die Abnahme
der Offenbarungsversicherung als Maßnahme der Einzel-
zwangsvollstreckung unzulässig wäre43). Danach müsste,
wenn bereits ein Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens
gestellt worden ist und das Konkursgericht im Rahmen der
Prüfung der Eröffnungsvoraussetzungen ein allgemeines Ver-
äußerungsverbot nach § 106 I 3 KO erlassen hat, der Antrag
auf Abnahme der Offenbarungsversicherung mangels Rechts-
schutzbedürfnisses zurückgewiesen werden44).

Es überwiegen jedoch die Argumente, nach denen nur
Verwertungsakte betroffen sind. Hierfür spricht nämlich der
Wortlaut von § 772 Satz 1 ZPO. Diese Norm untersagt nur die
Veräußerung und Überweisung im Wege der Zwangsvoll-
streckung45). Auch führt dieser Weg zu einer flexiblen Lösung
der Interessenkonflikte. Einerseits werden die Ansprüche der
künftigen Konkursgläubiger gegen eine weitere Entwertung
gesichert. Andererseits bleibt für den Fall, dass das Konkurs-
verfahren nicht eröffnet wird, die Privatautonomie und das
Prioritätsprinzip gewahrt46).

Ein Aspekt für diese Lösung ist auch die Schutzbedürftig-
keit der künftigen Konkursgläubiger. Diese sind nur dahinge-

hend schutzbedürftig, dass die Vollstreckungsmaßnahmen
nicht zu einer Verwertung des Schuldnervermögens oder zur
Befriedigung eines einzelnen Gläubigers führen47). Schließ-
lich sind historische und teleologische Gesichtspunkte aus den
Motiven zur KO zu beachten. Eine sofortige Sistierung aller
Zwangsvollstreckungen ist untunlich, weil im Fall einer Zu-
rückweisung des Eröffnungsantrages die betroffenen Voll-
streckungsgläubiger in ungerechtfertigter Weise geschädigt
werden könnten. Es muss genügen, der Zwangsvollstreckung
die dingliche Kraft zu versagen, wenn es zu einer Konkurs-
eröffnung kommt48).

Da Sicherungsmaßnahmen nach § 106 I 3 KO nicht die
Wirkung von § 14 I KO vorziehen können, bleibt damit die
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung weiterhin
zulässig49). Weil die Offenbarungsversicherung nur vorberei-
tenden Charakter hat, kann sie auch nicht den Zweck des all-
gemeinen Veräußerungsverbotes durchkreuzen. Sie unter-
stützt diesen sogar, indem der Gemeinschuldner durch die
Maßnahme zur Offenbarung seiner Vermögensverhältnisse
gezwungen wird, bevor er Vermögensgegenstände zur Seite
schaffen kann50). Somit fehlt dem Antrag auf Abnahme der
eidesstattlichen Versicherung nicht das Rechtsschutz-
bedürfnis51). Die Maßnahme kann sogar geboten sein, damit
es für den Fall, dass das Konkursverfahren nicht eröffnet wird,
nicht zu einer Benachteiligung der Gläubiger wegen weiterer
Verzögerungen kommt52).

Nach der InsO kann das Insolvenzgericht gem. § 21 II
Nr. 3 InsO die Vollstreckung vollständig untersagen53). Im
Vergleich zu den anderen Möglichkeiten des § 21 InsO beein-
trächtigt dies den Schuldner nur gering54). Gem. § 21 II Nr. 3
2. Hs. InsO bezieht sich das Verbot nicht auf unbewegliche
Gegenstände. Für Immobilien ist vielmehr § 30d IV ZVG an-
wendbar, so dass der Ausschluss in § 21 II Nr. 3 InsO wieder-
um eingeschränkt wird55). § 30d IV ZVG erfasst allerdings nur
die Zwangsversteigerung. Diese unterschiedliche Regelung
beruht darauf, dass für die Anordnung der Sicherungsmaßnah-
men bei Immobilien das Vollstreckungsgericht an Stelle des
Insolvenzgerichtes zuständig ist56).

Hinsichtlich der beweglichen Sachen handelt es sich bei
§ 21 II Nr. 3 InsO um ein uneingeschränktes Vollstreckungs-
verbot, von dem anders als bei § 106 I 3 KO auch die bloß si-
chernden Maßnahmen erfaßt werden. Der Begriff der Zwangs-
vollstreckung in § 21 II Nr. 3 InsO entspricht dem des § 89

38) LG Frankenthal, in: Rpfleger 1981, S. 438–439 (439); OLG
Stuttgart, in: KTS 1985, Seite 349–351 (350); Hess-KO/Hess, § 106,
Rdnr.  5; Kuhn, § 106, Rdnr.  4b; Stein/Jonas/Münzberg, § 772,
Rdnr. 9; Zöller/Herget, 21. A., § 772, Rdnr.  2.

39) AG München, in: DGVZ 1985, S. 158–159 (158); OLG
Hamm, in: ZIP 1995, S. 140–142 (142); Anmerkung der Schriftlei-
tung zu AG Bonn, in: DGVZ 1979, S. 76; Eickmann, in: KTS 1974,
S. 202–216 (211–212); Häsemeyer, 1. A., Kap. 8, Anm. I.4.b);
Lippross, Rdnr. 73; Meyer-Reim, in: NJW 1993, Seite 3041–3042
(3042); Mümmler, in: JurBüro 1971, Sp. 577–588 (579); Schuschke/
Walker, ZPO, 2. A., Köln 1997, nachfolgend: Schuschke/Bearbeiter,
§ 772, Rdnr. 3; Stein/Jonas/Münzberg, § 772, Rdnr.  9; Sydow/Busch/
Krantz/Triebel, ZPO, 21. Auflage, Berlin 1935, § 772, Anm. 4.;
Wieczorek/Rössler/Schütze, ZPO, 2. A., Berlin 1981, § 772, Anm.
CIII; Zöller/Herget, § 772, Rdnr.  2.

40) So: LG München, in: DGVZ 1972, S. 74–75; Fricke, in: MDR
1978, S. 99–103 (100).

41) So: Brox/Walker, Zwangsvollstreckungsrecht, 5. A., Köln
1996, Rdnr. 191; Hahn, Die gesammten Materialien zu den Reichs-
Justizgesetzen, 4. Bd., Berlin 1881, S. 299–300; Koch, Die Sequestra-
tion im Konkurseröffnungsverfahren, Göttingen 1982, S. 64.

42) So: Eickmann, in: KTS 1974, S. 202–216 (211); Koch, S. 63–64.
43) So: LG Köln, in: Rpfleger 1988, S. 422–423.
44) So: LG Braunschweig, Nds.Rpfl. 1976, S. 135; LG München,

in: DGVZ 1972, S. 74–75; Kuhn, § 106, Rdnr.  4e; Schuschke/Walker,
§ 807, Rdnr. 7.

45) Anmerkung der Schriftleitung zu AG Bonn, in: DGVZ 1979,
S. 76; Behr, in: DGVZ 1977, S. 49–57 (56); Eickmann, in: KTS 1974,
S. 202–216 (211–212); Thomas/Putzo, ZPO, 22. A., München 1999,
§ 772, Rdnr. 3; Lohkemper, in: ZIP 1995, Seite 1641–1650 (1647);
Mohrbutter/Ernestus, Handbuch der Insolvenzverwaltung, 7. A.,
Köln 1996, Rdnr.  I.16; Münchener Kommentar zur ZPO, Lüke/
Walchshöfer (Hrsg.), München 1992, § 772, Rdnr. 15; Stein/Jonas/
Münzberg, § 772, Rdnr. 9.

46) Häsemeyer, 1. A., Kap. 8, Anm. I.4.b).

47) Gottwald/Uhlenbruck, § 14, Rdnr.  5; Kuhn, § 106, Rdnr. 4b.
48) Koch, S. 62, Fn. 39; Hahn, S. 300.
49) Stein/Jonas/Münzberg, § 807, Rdnr.  22; Wieczorek/Storz,

§ 807, Rdnr. 16 und 81.
50) LG Hannover, in: Rpfleger 1997, S. 490; LG Detmold, in:

Rpfleger 1989, S. 300–301.
51) AG München, in: DGVZ 1985, S. 158–159; LG Hannover, in:

Rpfleger 1997, S. 490; Hess-KO/Hess, § 106, Rdnr.  8; Thomas/
Putzo, § 807, Rdnr. 6, der dies auch für § 21 II Nr. 2 InsO annimmt;
Zimmermann, ZPO, 5. A., Heidelberg 1998, § 807 aF, Rdnr. 4.

52) Behr, in: DGVZ 1977, S. 49–57 (56);
53) Gerhardt, in: ZZP 1996, S. 415–427 (415–416 und 424);

Haarmeyer, Kap. 3, Rdnr. 211; Häsemeyer, Insolvenzrecht, 2. A.;
Köln 1998, nachfolgend: Häsemeyer, 2. A., Anm. 7.34.

54) Graeber, in: Rpfleger 1998, S. 449–455 (451).
55) Breuer, Das neue Insolvenzrecht, München 1998, Anm.

E.V.3.; Brox/Walker, 5. A., Rdnr. 191, Fn. 38; Kübler/Prütting
(Hrsg.), Das neue Insolvenzrecht: Bd. II – EGInsO, Köln 1994,
Art. 20 Nr. 3a, S. 112.

56) FK-InsO/Schmerbach, § 21, Rdnr. 79; Gerhardt, in: Kölner
Schrift, S. 159–182, Rdnr.  18; Gerhardt, in: ZZP 1996, S. 415–427
(424); Haarmeyer, Kap. 3, Rdnr.  211; HK-InsO/Kirchhof, § 21,
Rdnr.  24; Kübler/Prütting/Pape, Kommentar zur InsO, Köln, Stand:
August 1998, § 21, Rdnr. 16.
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InsO57). § 89 I InsO ist nach den obigen Ausführungen wie-
derum § 14 I KO stark angeglichen und richtet sich gegen jede
Maßnahme der Einzelzwangsvollstreckung58). Nach dem
Vollstreckungsverbot sind damit alle Vollstreckungsmaßnah-
men, also nicht nur Verwertungsakte, unzulässig59).

Das Interesse der einzelnen Gläubiger muss, bedingt durch
die Ziele der Insolvenzrechtsreform, zurückstehen60). Auf die-
se Weise wird verhindert, dass einzelne Gläubiger durch ihr
Streben, sich noch Vorteile zu verschaffen, die beabsichtigte
gleichmäßige Befriedigung aller Gläubiger unterlaufen. Fer-
ner wird Anfechtungsprozessen vorgebeugt, die ansonsten mit
der Begründung geführt werden müssten, der einzelne Gläubi-
ger habe Vorteile erlangt, die ihm wegen der gläubigerschädi-
genden Wirkung nicht mehr zustünden61).

Das Vollstreckungsverbot schützt deshalb vor dem Zugriff
einzelner Gläubiger im Zwangswege und zieht damit die Wir-
kung von § 89 InsO vor62). Auf diese Weise wird die Wirkung
der Rückschlagsperre in § 88 InsO ergänzt63). 

Auch, wenn § 21 II Nr. 3 InsO die Wirkungen des § 89 I
InsO vorzieht, so gibt es dennoch die Auffassung, die Abnah-
me der eidesstattlichen Versicherung sei weiterhin zulässig.
Dies wird darauf zurückgeführt, dass die Offenlegung der Ver-
mögensverhältnisse den Zweck des Insolvenzeröffnungsver-
fahrens fördert. Weiterhin führe die Offenbarungsversiche-
rung zu keiner Verschlechterung der Vermögenslage beim
Schuldner. Außerdem ginge § 807 II 1 Nr. 1 ZPO mit dem
Verweis auf § 138 InsO zumindest in zeitlicher Hinsicht teil-
weise ins Leere, wenn nach § 21 II Nr. 3 InsO die Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung unzulässig wäre64). Ob dabei
die eidesstattliche Versicherung nur hinsichtlich der nicht von
der Einstellung der Zwangsvollstreckung nicht betroffenen
unbeweg-lichen Vermögensgegenstände zulässig ist, wird
ausdrücklich offen gelassen65).

Eine künstliche Aufspaltung der Zulässigkeit der Offenba-
rungsversicherung je nachdem, welche Vermögensgegenstän-
de der Gläubiger sucht, ist unpraktikabel. Die Frage, ob die
eidesstattliche Versicherung nach § 21 II Nr. 3 InsO zulässig
ist, kann nur einheitlich beantwortet werden, da der Gerichts-
vollzieher andernfalls nicht ohne weitere zeitraubende Ermitt-
lungen den Auftrag bearbeiten kann. Er hat die Einstellung der
Zwangsvollstreckung gem. § 21 II Nr. 3 InsO genau so zu be-
achten, wie wenn die Zwangsvollstreckung nach § 775 ZPO
eingestellt wird66).

Eine Differenzierung nach dem Objekt der Begierde ver-
bietet sich auch deshalb, weil es der vorläufige Insolvenz-
verwalter in der Hand hat, die Zwangsvollstreckung in das un-
bewegliche Vermögen gem. § 30d ZVG einstellen zu lassen.
Es kann nicht die Aufgabe eines Insolvenzgläubigers sein, das
Insolvenzverfahren dadurch zu fördern, indem er wegen seiner
Forderung den Auftrag zur Abnahme der Offenbarungsversi-
cherung erteilt. Zur Sachverhaltsaufklärung hält die InsO viel-
mehr in den §§ 20, 97, 98 und 99 InsO besondere Regelungen
bereit67).

Die Bezugnahme in § 807 II 1 Nr. 1 ZPO ist ebenfalls nicht
widersprüchlich. Vielmehr dient sie der Vereinheitlichung des
Einzel- und Gesamtvollstreckungsrechtes. Ein Rechtsschutz-
bedürfnis kann für die eidesstattliche Versicherung auch nicht
dadurch konstruiert werden, dass möglicherweise das Insol-
venzverfahren z. B. mangels Masse gar nicht eröffnet wird. In
dieser Situation bleibt es dem Insolvenzgläubiger unbenom-
men gem. § 4 InsO, § 299 ZPO Akteneinsicht zu nehmen oder
die Erteilung einer Abschrift des im Insolvenzeröffnungsver-
fahren gefertigten Vermögensverzeichnisses zu beantragen68).

Damit ist die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung
im Falle einer Anordnung gem. § 21 II Nr. 3 InsO in jedem Fall
unzulässig69). Ist dagegen die Einzelzwangsvollstreckung z. B.
wegen § 89 II 2 InsO weiterhin zulässig, so gibt es keine Ar-
gumente, die gegen die Offenbarungsversicherung spre-
chen70). Anders als bei einer Differenzierung zwischen § 21 II
Nr. 3 InsO und § 30d ZVG kann der Gerichtsvollzieher hier
auch auf Grund der vorgelegten Vollstreckungsunterlagen
leicht die Zulässigkeit des Auftrages beurteilen.

Maßnahmen, die gegen ein Vollstreckungsverbot nach
§ 21 II Nr. 3 InsO verstoßen, können mit der Vollstreckungs-
erinnerung angegriffen werden. Da § 89 III InsO nicht – auch
nicht analog – herangezogen werden kann, ist das Vollstre-
ckungsgericht zuständig71).

Als Ergebnis für den Beispielsfall ist festzuhalten, dass die
Abnahme der Offenbarungsversicherung gegen § 21 II Nr. 3
InsO verstößt.

III. Rückschlagsperre gem. § 88 InsO

Bsp.: Nachdem die Eröffnung des Insolvenzverfahrens
über das Vermögen des A beantragt wurde, beauftragt der
Insolvenzgläubiger B einen Gerichtsvollzieher, dem A die
eidesstattliche Versicherung abzunehmen.

Die Rückschlagsperre Norm findet in der KO keine Ent-
sprechung, ist aber in vergleichbarer Form als Rückschlag-
sperre aus den §§ 28, 87, 104 VglO bekannt72). Sie erklärt die
durch Zwangsvollstreckung an dem zur Insolvenzmasse gehö-
renden Vermögen erlangten Sicherungen ohne Rücksicht auf
den Ausgang des Insolvenzverfahrens für unwirksam, wenn
sie in einer kritischen Periode vor der Verfahrenseröffnung be-
gründet worden sind73).

57) Jauernig, § 83, Anm. IV. und § 76, Anm. II.
58) DiskE § 95 InsO, T. III, S. 70–71; FK-InsO/App, § 89, Rdnr. 1;

Gerhardt, in: Kölner Schrift, S. 159–182, Rdnr. 44; Hess-InsO, § 89,
Rdnr. 10; Hintzen, in: Rpfleger 1999, S. 256–263 (258); Kübler-InsO,
§ 89, S. 266–267; RefE § 95 InsO, T. III, S. 89–90.

59) Brox/Walker, 6. A., Rdnr. 192; Haarmeyer, Kap. 3, Rdnr. 210;
Lohkemper, in: ZIP 1995, Seite 1641–1650 (1649); Stein/Jonas/
Münzberg, § 772, Rdnr. 5a, Fn. 16.

60) Brox/Walker, 5. A., Rdnr. 191; FK-InsO/Schmerbach, § 21,
Rdnr.  7; Kuhn, § 106, Rdnr. 4b.

61) FK-InsO/Schmerbach, § 21, Rdnr. 74.
62) Bork, Rdnr. 108; DiskE § 22, T. III, S. 18–19; FK-InsO/

Schmerbach, § 21, Rdnr. 74; Gerhardt, in: Kölner Schrift, S. 159–182,
Rdnr. 21; Gerhardt, in: ZZP 1996, S. 415–427 (425–426); Haarmeyer,
Kap. 3, Rdnr. 211; Helwich, in: MDR 1998, S. 516–521 (520); Kübler-
InsO, § 21, S. 182; Kübler/Prütting/Pape, § 21, Rdnr. 15; Lohkemper,
in: ZIP 1995, Seite 1641–1650 (1649); RefE § 22, T. III, S. 23–24;
Smid/Smid, § 21, Rdnr.  23.

63) Gerhardt, in: Kölner Schrift, S. 159–182, Rdnr.  50; Helwich,
in: MDR 1998, S. 516–521 (520); Kübler/Prütting/Pape, § 21,
Rdnr. 15 und 17.

64) So: AG Rostock, in: DGVZ 2000, S. 76–77 (77).
65) So: AG Rostock, in: DGVZ 2000, S. 76–77.
66) Seip, in: DGVZ 2000, S. 77–78 (77).

67) Seip, in: DGVZ 2000, S. 77–78 (78).
68) Seip, in: DGVZ 2000, S. 77–78 (78).
69) Baumbach/Hartmann, § 807, Rdnr. 3; Stein/Jonas/Münzberg,

§ 807, Rdnr. 22; Wieczorek/Storz, § 807, Rdnr. 16 und 81.
70) Seip, in: DGVZ 2000, S. 77–78 (77).
71) AG Rostock, in: DGVZ 2000, S. 76–77 (76); LG Köln, in:

ZInsO 1999, S. 419. A.A.: HK-InsO/Kirchhof, § 21, Rdnr. 21; Häse-
meyer, 2. A., Anm. 7.39.

72) M.w.N.: Viertelhausen, in: InVo 2000, S. 330–337 (336–337).
73) Breuer, Anm. F.I.7.b); DiskE § 97, T. III, S. 70; Gerhardt, in:

Kölner Schrift, S. 159–182, Rdnr.  48; Kübler-InsO, § 88, S. 265–266;
RefE § 97, T. III, S. 88.
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So werden die Sicherungsrechte, welche in der Zeit zwi-
schen der Eröffnung des Insolvenzverfahrens und einem
Monat vor dem Eröffnungsantrag im Wege der Zwangsvoll-
streckung erworben wurden, im Gegensatz zur Insolvenz-
anfechtung allein auf Grund der Verfahrenseröffnung unwirk-
sam74). Dabei regelt die Rückschlagsperre zwei Zeiträume.
Von § 88 1. Alt. InsO werden diejenigen Sicherungen erfasst,
die im letzten Monat vor dem Antrag auf Eröffnung des Insol-
venzverfahrens erlangt wurden. Nach § 88 2. Alt. InsO sind
weiterhin die Sicherungen betroffen, die nach dem Antrag auf
Verfahrenseröffnung datieren. Der Anwendungsbereich der
Rückschlagsperre endet mit der Verfahrenseröffnung75). Da
zwischen Antragstellung und Verfahrenseröffnung in der
Regel einige Zeit vergeht76), deckt die Vorschrift einen größe-
ren Zeitraum vor dem Anwendungsbereich von § 89 InsO ab.

Die Rückschlagsperre dient ebenfalls der Gläubigergleich-
berechtigung und soll eine gleichmäßige Befriedigung
sichern77). Betroffen ist jede Einzelzwangsvollstreckungs-
maßnahme78). Dabei ist Zwangsvollstreckung im Sinne des
§ 88 InsO jeder Akt, der auf eine Sicherstellung hinzielt und in
einem an bestimmte Voraussetzungen geknüpften Verfahren
unter Androhung oder Anwendung von Zwangsmitteln vorge-
nommen wird79). Dies bedeutet, dass anders als bei § 28 II 1
VerglO nicht nur Maßnahmen betroffen sind, die unmittelbar
zu einer Befriedigung des Gläubigers führen. Vielmehr gehö-
ren auch die Befriedigung vorbereitende Zwangsvollstre-
ckungsakte in den Anwendungsbereich von § 88 InsO80).

Hiervon ist auch die Offenbarungsversicherung betroffen81).
Nicht erfasst werden dagegen nur vorbereitende Akte, wie
z. B. die Vollstreckbarkeitserklärung und die Erteilung einer
Vollstreckungsklausel82).

Bestehen Zweifel über die Wirksamkeit einer Zwangsvoll-
streckungsmaßnahme, so kann dies im Wege der Vollstre-
ckungserinnerung geklärt werden. Erinnerungsbefugt ist wäh-
rend des Insolvenzverfahrens allein der Insolvenzverwalter83).
Zuständig ist das Vollstreckungsgericht. § 89 III InsO ist nicht
– auch nicht analog – anwendbar84).

Damit ist auch hier im Beispielsfall die Abnahme der Of-
fenbarungsversicherung unzulässig.

IV. Fazit

Während des eröffneten Insolvenzverfahrens ist ebenso
wie im Konkursverfahren die Abnahme der eidesstattlichen
Versicherung sowie der hierauf gerichtete Auftrag, vormals
Antrag, unzulässig85). Im Vorfeld des zeitlichen Anwendungs-
bereiches von § 89 I InsO wird die gleiche Wirkung durch
§ 21 II Nr. 3 InsO und die Rückschlagsperre gem. § 88 InsO
herbeigeführt. Weil die Offenbarungsversicherung auch nach
§ 21 II Nr. 3 InsO unzulässig ist, weicht dies stark von den
Sicherungsmaßnahmen nach § 106 I 3 KO ab. Außerhalb
dieser drei Zeiträume bestehen aus insolvenzrechtlicher Sicht
keine Bedenken gegen die Abnahme der eidesstattlichen Ver-
sicherung.

74) Jauernig, § 80, Anm. V.1.
75) Bork, Rdnr.  128; HK-InsO/Eickmann, § 88, Rdnr.  8.
76) Gerhardt, Rdnr. 250.
77) Gerhardt, in: ZZP 1996, S. 415–427 (424); Lohkemper, in:

KTS 1995, S. 221–236 (232–233).
78) Hess-InsO, § 88, Rdnr. 12.
79) FK-InsO/App, § 88, Rdnr. 4.
80) FK-InsO/App, § 88, Rdnr. 6.

81) Stein/Jonas/Münzberg, § 807, Rdnr. 22; Wieczorek/Storz,
§ 807, Rdnr. 16.

82) Hess-InsO, § 88, Rdnr. 23.
83) Nerlich/Wittkowski, § 88. Rdnr. 13.
84) Smid/Smid, § 88, Rdnr. 11.
85) So auch Steder in der erst nachträglich hier bekannt geworde-

nen Abhandlung in NZI 2000, S. 456 ff.

Die Erhebung, Entnahme und Buchung der Gerichtsvollzieherkosten
nach dem neuen GVKostG

Von Obergerichtsvollzieher a.D. Theo Seip, Limburg/Lahn

Die Zustimmung des Bundesrates zu dem vom Deutschen
Bundestag am 8. 12. 2000 verabschiedeten Gerichtsvollzie-
herkostengesetz stand bei Abschluss dieses Beitrages noch
aus; am Datum seiner Inkraftsetzung soll jedoch festgehalten
werden. Dass sich an der Erhebung der nach dem neuen Ge-
setz entstehenden Gebühren trotz geänderter Grundlage in der
Praxis nichts ändert, wurde bereits in einer vorausgegangenen
Abhandlung1) dargestellt. Wegen der in § 14 GVKostG n.F.
enthaltenen Regelung über die Fälligkeit der Gebühren gibt es
jedoch noch immer Irritationen, die eine vertiefende Betrach-
tung der insoweit geltenden Bestimmungen angebracht er-
scheinen lassen.

1. Die Erhebung bzw. Anforderung von Gebühren vor 
Fälligkeit

Die Gebühren werden gem. § 14 GVKostG n.F. fällig,
wenn der Auftrag durchgeführt ist oder länger als zwölf

Kalendermonate ruht. Auslagen werden dagegen sofort nach
ihrer Entstehung fällig.

Keine Probleme entstehen, wenn der Auftrag durchgeführt
ist, weil dann die Gebühren und Auslagen fällig und von dem
Auftraggeber angefordert bzw. erhoben oder eingezogen wer-
den können. Dabei gilt ein Auftrag gem. § 3 Abs. 4 GVKostG
n.F. als durchgeführt, wenn er zurückgenommen wird oder
sonstige Hinderungsgründe seiner Durchführung entgegenste-
hen. Das ist auch der Fall, wenn ein Auftrag deshalb nicht
durchgeführt wird, weil der Gläubiger einen gem. § 4 GV-
KostG vor Beginn der Vollstreckung angeforderten Vorschuss
nicht fristgemäß zahlt. Nach Ablauf der Monatsfrist ist der
Gläubiger zur Zahlung der Kosten verpflichtet und hat keinen
Anspruch darauf, dass der gezahlte Betrag auf die Kosten ei-
nes neuen Vollstreckungsauftrages angerechnet wird. Die in-
soweit entstehenden Kosten sind erst nach Ablauf der Monats-
frist zu erheben bzw. anzufordern.

Daneben kommt eine Erhebung bzw. Anforderung oder
auch der Einzug von Gebühren gem. § 3 Abs. 4 GKostG n.F.
insbesondere in Betracht, 1) Seip, DGVZ 2001, S. 17 (23).
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 a) bei Anforderung einer richterlichen Anordnung gem.
§ 758a ZPO2),

b) bei Erteilung einer Unpfändbarkeitsbescheinigung
gem. § 63 GVGA3)

c) in den Fällen der einstweiligen Einstellung der Voll-
streckung gem. § 775 Nr. 2, 4 u . 5 ZPO4),

d) bei Vereinbarung von Teilzahlungen gem. § 806b ZPO,
wenn die Zahlungen unmittelbar an den Gläubiger er-
folgen sollen,

e) bei Vertagung des Offenbarungstermins gem. § 900
Abs. 3 ZPO, wenn die Zahlungen unmittelbar an den
Gläubiger erfolgen sollen,

f) bei Aussetzung der Verwertung gem. § 813a ZPO,
wenn die Zahlung unmittelbar an den Gläubiger erfol-
gen soll,

g) bei Verwertungsaufschub durch das Vollstreckungs-
gericht gem. § 813b ZPO.

In den Fällen a) und b) ergibt sich unmittelbar aus § 3 Abs. 4
GVKostG n.F., dass der Auftrag als durchgeführt gilt, wenn die
Durchsuchungsanordnung nicht fristgemäß beigebracht oder
der Einstellung gem. § 63 GVGA innerhalb der Monatsfrist
nicht widersprochen wird. Die dann erst fällig werdenden Kos-
ten (Gebühren nach dem 6. Abschnitt des Kostenverzeichnisses
nebst Auslagenpauschale und ggf. Wegegeld) können jedoch
gem. § 4 Abs. 3 GVKostG n.F. bereits bei der entsprechenden
Mitteilung an den Gläubiger unter Rückgabe der Vollstre-
ckungsunterlagen erhoben werden. 

Im Falle zu c), in dem die Vollstreckung gem. § 775
Nr. 2, 4 oder 5 ZPO einstweilen einzustellen ist, ist der Auf-
trag gem. § 3 Abs. 4 GVKostG n.F. kostenrechtlich als
durchgeführt anzusehen, weil seiner (auch weiteren) Durch-
führung Hinderungsgründe entgegenstehen, so dass die vor-
gesehenen Gebühren gem. § 14 GVKostG n.F. fällig sind.
Ob der Gläubiger im Falle des § 775 Nr. 2 ZPO die Sicher-
heitsleistung nachweist oder in den Fällen des § 775 Nr. 4
und 5 ZPO einen Fortsetzungsantrag stellt, in dem er die
Stundung oder die Zahlung bestreitet5), lässt sich nicht vor-
hersehen und kann auf lange Zeit offen bleiben. Die Praxis
zeigt, dass sich der Gläubiger in solchen Fällen sehr oft nie
mehr meldet, weil der Rechtsstreit gegen ihn entschieden
wurde, die Stundung tatsächlich gewährt war oder die nach-
gewiesene Zahlung des Schuldners sich bestätigt hat. Der
Gerichtsvollzieher kann deshalb die entstandenen Kosten er-
heben, muss sie aber bei einer späteren Fortsetzung ggf. an-
rechnen. Das betrifft jedoch nur die kostenrechtliche Seite.
Die Bestimmungen über ruhende Vollstreckungsaufträge und
ihre Überwachung gem. §§ 40, 41 GVO (insbesondere, wenn

eine Pfändung ausgebracht ist), bleiben hiervon unberührt.
Als durchgeführt im Sinne des § 3 Abs. 4 GVKostG n.F.,
weil ihrer Durchführung sonstige Hinderungsgründe entge-
genstehen, sind im Übrigen Aufträge u. a. dann zu betrach-
ten, wenn der Schuldner unbekannt verzogen, verstorben,
nicht zu ermitteln oder wenn gegen ihn das Insolvenzverfah-
ren eröffnet bzw. die Vollstreckung gem. § 21,3 InsO einge-
stellt ist. In diesen Fällen sind ebenfalls die entsprechenden
Gebühren nach dem 6. Abschnitt und die Auslagenpauschale,
ggf. auch Wegegeld, zu erheben. In der Gesetzesbegrün-
dung6) wird hierzu folgendes ausgeführt:

„Mit Absatz 3 soll klargestellt werden, dass der
Gerichtsvollzieher die zu erwartenden Gebühren bei
Rückgabe der Vollstreckungsunterlagen, also bereits
vor ihrer Entstehung, vom Auftraggeber als Vorschuss
fordern kann. Umgekehrt braucht der Gerichtsvollzie-
her den nicht benötigten Teil eines bereits geleisteten
Vorschusses nicht zurückzuzahlen, bis der Auftrag end-
gültig als durchgeführt gilt“.

Dem wird in den zu a) bis g) genannten Fällen voll entspro-
chen, da in allen Fällen mit der Kostenerhebung auch die Voll-
streckungsunterlagen an den Gläubiger zurückgegeben wer-
den können und dessen Entschließung abgewartet werden
kann.

Anders verhält es sich, wenn 

aa) gepfändet wird, aber keine Zahlung oder Teilzahlung
erfolgt und deshalb die Verwertung folgen muss,

bb) bei einem kombinierten Auftrag nach erfolgloser
Pfändung das Verfahren zur Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung durchzuführen ist,

cc) nach einer Räumung die bewegliche Habe des Schuld-
ners in Verwahrung genommen und evtl. noch ver-
kauft oder vernichtet werden muss.

Da die Fälligkeit der hier in Betracht kommenden Gebüh-
ren gem. § 14 GVKostG n.F. erst eintritt, wenn der Auftrag
durchgeführt ist oder als durchgeführt gilt, enthält das Gesetz
eine Hilfskonstruktion, wonach die entstehenden Gebühren
als Vorschuß gem. § 4 GVKostG n.F. bereits erhoben werden
können, bevor der Auftrag durchgeführt wurde oder als durch-
geführt gilt7). Damit soll vermieden werden, dass der Ge-
richtsvollzieher in einer Vielzahl von Fällen über längere Zeit
ohne eine Gebührenerhebung tätig wird.

Hierzu verhält sich auch die Begründung zu § 14
GVKostG n.F. wie folgt: 

„Die Fälligkeit tritt auch ein, wenn der Auftrag als
durchgeführt gilt (§ 3 Abs.4, E.). Die Vorschrift enthält
ferner einen Fälligkeitszeitpunkt für den Fall des
Ruhens der Vollstreckung. Hat z. B. der Gläubiger mit
dem Schuldner eine Ratenzahlungsverpflichtung ge-
troffen und deshalb den Gerichtsvollzieher gebeten, die
Vollstreckung vorläufig nicht weiterzubetreiben, sollen
spätestens nach 12 Monaten die Gebühren fällig wer-
den. Soweit Amtshandlungen, mit deren Erledigung der
Gerichtsvollzieher beauftragt ist, zu diesem Zeitpunkt
noch nicht erledigt sind, werden die Gebühren nach

2) Hierbei kann es sich um einen Durchsuchungsbeschluss gem.
§ 758a Abs. 1 ZPO oder um eine Genehmigung zur Vollstreckung zur
Nachtzeit oder an Sonn- und Feiertagen in der Wohnung des Schuld-
ners gem. § 758 Abs. 4 ZPO handeln.

3) Bei Rückgabe der Unterlagen wird künftig auf die sich aus § 3
Abs. 4 GVKostG n.F. ergebende kostenrechtliche Konsequenz hinzu-
weisen sein.

4) In den Fällen des § 775 Nr. 1 u. 3 ergibt sich aus § 776 ZPO,
dass der Auftrag als durchgeführt anzusehen ist.

5) In diesem Fall bleibt dem Schuldner nur die Möglichkeit der
Vollstreckungsgegenklage, falls seine Angaben bzw. Nachweise zu-
treffend waren bzw. tatsächlich die zu vollstreckende Forderung be-
trafen.

6) Drucksache 14/3432, S. 26, zu § 4 Abs. 3.
7) Für den zwangsweisen Einzug der Kosten, falls der Gläubiger

(evtl. unter Berufung auf § 14 GVKostG n.F.) nicht zahlt, dürfte das
gegenwärtig in GVKostGr Nr. 8 geregelte Verfahren weiterhin anzu-
wenden sein.
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dem 6. Abschnitt des Kostenverzeichnisses fällig. Die
Fälligkeitsregelung dient nicht der Beitreibbarkeit der
Kosten, sondern ist wegen des Beginns der Verjäh-
rungsfrist von Bedeutung. Sämtliche Kosten können oh-
nehin als Vorschuss bereits erhoben werden.“

Die sofortige Erhebung der anfallenden Kosten liegt im In-
teresse der Staatskasse, hat für den Gläubiger aber auch den
Vorteil, dass er die Kosten des Gerichtsvollziehers kennt und
sie dem Schuldner mit zur Zahlung aufgeben kann, falls er sich
mit dem Schuldner einigt; anderenfalls würden sie von ihm zu
einem viel späteren Zeitpunkt erhoben, wenn der Schuldner
die Forderung getilgt und der Gläubiger u. U. den Schuldtitel
bereits ausgehändigt hat. Im Übrigen sind die anfallenden
Gebühren nach der Neuregelung durchweg niedrig, da Wert-
gebühren nicht mehr erhoben werden, so dass dem Gläubiger
die vorschußweise Zahlung zugemutet werden kann.

Eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage für die vorzeiti-
ge Erhebung enthält § 4 GVKostG n.F., der in Abs. 3 aller-
dings nur die in § 3 Abs. 4 Satz 2 bis 4 genannten Fälle konkret
bezeichnet, während die vorstehend unter c) bis g) genannten
Fälle nicht mit einbezogen sind. Wenn aber bei Fristen von
einem Monat und drei Monaten in § 4 Abs. 3 die sofortige vor-
schussweise Erhebung von Kosten vorgesehen ist, dann ist der
Wille des Gesetzgebers dahin auszulegen, dass dies bei Fristen
von bis zu 12 Monaten erst recht gelten soll, so dass hier eine
analoge Anwendung in Betracht kommt, soweit die Kosten-
erhebung nicht schon deshalb erfolgen kann, weil der Auftrag,
wie ausgeführt, als durchgeführt gilt.

Zu erheben sind in den vorstehend zu a) bis g) genannten
Fällen die Gebühren nach dem 6. Abschnitt des Kostenver-
zeichnisses, insbesondere nach KV Nr. 604, soweit nicht (im
Falle einer erfolgten Pfändung) bereits die Gebühr nach KV
Nr. 205 entstanden ist. Das ergibt sich auch aus der vorstehend
zitierten Gesetzesbegründung zu § 14 GVKostG n.F. Im Üb-
rigen entspricht die Vorbemerkung zu KV Nr. 604 dem § 20
GVKostG a.F., so dass die dazu entwickelten Grundsätze an-
zuwenden sind. Es wird lediglich nicht mehr zwischen der
Erledigung vor Antritt und der Erledigung an Ort und Stelle
unterschieden. Nach der Gesetzesbegründung8) zum 6. Ab-
schnitt soll durch die Vorbemerkung lediglich der Fall aus-
genommen werden, dass der Gerichtsvollzieher örtlich nicht
zuständig ist und deshalb den Auftrag an den zuständigen Ge-
richtsvollzieher weiterleitet. In allen anderen Fällen sollen die
im 6. Abschnitt festgelegten Gebühren zum Ansatz kommen.

2. Die Fälligkeit der Gebühren und ihre Verjährung

Bei der vorstehend in Ziff. 1) zu Grunde gelegten Ausle-
gung ist in den dort unter c) bis g) genannten Fällen von der
Durchführung des Auftrages auszugehen, so dass die zu erhe-
benden Gebühren fällig sind. Das hat den Vorteil, dass der
Gebührenerhebung jeweils feststehende Kriterien zu Grunde
liegen, die auch im Falle des zwangsweisen Einzugs bei Nicht-
zahlung plausibel sind. Diese Auslegung entspricht dem
Wortlaut des Gesetzes, da der Fortsetzung der Vollstreckung
Hinderungsgründe entgegen stehen, obwohl nach der
Gesetzesbegründung9) hier wohl eher an eine vorschussweise
Erhebung gedacht war. Folgt man dieser Auffassung nicht,
können die Gebühren in den genannten Fällen zwar im glei-
chen Stadium, aber nur vorschussweise, erhoben werden,
während ihre Fälligkeit, falls der Auftrag nicht vorher endet,
nach Ablauf von 12 Monaten eintritt. Letzteres hat § 14 in
Verbindung mit § 8 GVKostG n.F. im Blick, da erreicht wer-

den soll, dass sämtliche Gebühren eines Auftrages, der mehre-
re Amtshandlungen umfassen kann, zum gleichen Zeitpunkt
fällig werden und damit auch gleichzeitig verjähren10). Die mit
dieser Regelung verfolgte Absicht wird jedoch nicht erreicht,
weil es Fälle gibt, in denen auch nach Ablauf von 12 Monaten
noch gebührenpflichtige Amtshandlungen durchzuführen
sind, so dass nicht alle aufgrund eines Auftrages entstehenden
Gebühren zum gleichen Zeitpunkt fällig werden und damit
auch nicht gleichzeitig verjähren. Das ist z. B. der Fall, wenn

● gem. § 720a ZPO eine Pfändung vorgenommen wird, der
Gläubiger aber keine Sicherheit leistet und die Versteige-
rung erst nach mehr als 12 Monaten aufgrund eines rechts-
kräftigen Urteils erfolgt, weil erst dann die eingelegte Be-
rufung oder Revision zurückgewiesen wurde,

● aufgrund eines Arrestbefehls gepfändet wird, die Verwer-
tung aber erst nach Abschluß des Hauptverfahrens, das
mehr als 12 Monate in Anspruch nehmen kann, erfolgt, 

● ein Dritter behauptet, Eigentümer der gepfändeten Sachen
zu sein, deshalb Drittwiderspruchsklage gem. § 771 ZPO
erhebt, die Einstellung der Zwangsvollstreckung ohne
Sicherheitsleistung (§§ 771, 769 ZPO) erreicht, die Dritt-
widerspruchsklage aber erst nach einer Prozessdauer von
mehr als 12 Monaten abgewiesen wird, so dass erst dann
die Verwertung erfolgen kann.

Weil dies so ist, wurde dem Gerichtsvollzieher in § 41 GVO
aufgegeben, entsprechende Anfragen an den Gläubiger zu rich-
ten, wenn ein Auftrag länger als ein Jahr geruht hat. Teilt der
Gläubiger hierauf mit, dass die Zwangsvollstreckung weiter ru-
hen soll, hat der Gerichtsvollzieher nach Ablauf eines weiteren
Jahres die Anfrage zu wiederholen. Nach Ziffer 3 der Anleitung
zum Dienstregister II soll der Gerichtsvollzieher Aufträge, die
nach Ablauf der auf das Jahr der Eintragung folgenden drei
Kalenderjahre nicht endgültig erledigt sind, unter neuer Num-
mer in das Register des neuen Jahres übernehmen. Mit diesen
Regelungen trägt das Dienstrecht der Gerichtsvollzieher der
Tatsache Rechnung, dass Vollstreckungaufträge über mehrere
Jahre unerledigt sein können. Daraus ergibt sich, dass das Ziel
der einheitlichen Fälligkeit und Verjährung der aufgrund eines
Auftrages entstehenden Gebühren aufgrund der Regelungen in
§§ 8, 14 GVKostG n.F. nicht generell erreichbar ist.

3. Die Entnahme der Gebühren und Auslagen bei Abliefe-
rung von Geld

Wenn der Schuldner die beizutreibende Forderung ein-
schließlich der entstandenen Kosten zahlt, stellen sich keine
Fragen, weil der Auftrag als durchgeführt gilt. Der Gerichts-
vollzieher erhält die Gebühr gem. KV Nr. 604 zuzüglich der
Hebegebühr gem. KV Nr. 430 nebst Auslagenpauschale und
Reisekosten; ggf. noch Schreibauslagen sowie Gebühren und
Postentgelte für die Zustellung.

Für den Fall, dass der Gerichtsvollzieher gem. § 806b ZPO
Teilzahlungen entgegen nimmt, werden allerdings die unter-
schiedlichsten Meinungen vertreten, die so weit gehen, dass
sie die Entstehung der Gebühr nach KV Nr. 604 wegen der
dem 6. Abschnitt des KV vorangestellten Vorbemerkung
bestreiten, weil die Bewilligung von Teilzahlungen von der
Entschließung des Gerichtsvollziehers abhänge und außerdem
die Erhebung aller Gebühren (auch der Hebegebühren) erst für
zulässig erachten, wenn die letzte Teilzahlung geleistet und
damit der Auftrag endgültig durchgeführt ist. Das entspricht
nicht dem Willen des Gesetzgebers.

8) Drucksache 14/3432, S. 32, zum 6. Abschnitt.
9) Vgl. die vorstehend auszugsweise zitierte Begründung zu § 14.

10) Vgl. Gesetzesbegründung in Drucksache 14/3432, S. 27, zu
§ 14.
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Es handelt sich vornehmlich um folgende Fälle:

a) Vereinbarung von Teilzahlungen gem. § 806b ZPO,
wenn die Zahlungen an den Gerichtsvollzieher erfolgen
(bei Pfändungsaufträgen und Verhaftungsaufträgen), 

b) Vertagung des Offenbarungstermins gem. § 900 Abs. 3
ZPO, wenn die Zahlungen an den Gerichtsvollzieher
erfolgen,

c) Aussetzung der Verwertung gem. § 813a ZPO, wenn
die Zahlung an den Gerichtsvollzieher erfolgen soll.

Zunächst ist hierzu festzustellen, dass ein Vollstreckungs-
auftrag wegen einer Geldforderung als durchgeführt gilt, wenn
der Schuldner die geschuldete Summe an den Gerichtsvollzie-
her zahlt, weil diese Zahlung ein Hinderungsgrund (Rechts-
grund) für die weitere Vollstreckung darstellt und deshalb für
die nicht erledigte Amtshandlung (Pfändung) die Gebühr gem.
KV Nr. 604 und daneben die Hebegebühr nach KV Nr. 430 an-
fällt. Nichts anderes kann gelten, wenn die Zahlung in Teilbe-
trägen erfolgt, zumal hier in der Regel eine erfolglose Pfän-
dung vorausgeht, obwohl auch ohne diese eine gütliche Erle-
digung im Sinne des § 806 b S. 1 ZPO erfolgen kann11).
Dasselbe gilt für die Vertagung des Termins zur Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung und den Auftrag zur Verhaf-
tung, wenn die zugrunde liegende Forderung in Teilbeträgen
getilgt wird. Die mit den Aufträgen zur Pfändung, zur Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung und zur Verhaftung bean-
tragten Amtshandlungen werden in diesen Fällen wegen der
Tilgung der Forderung durch Teilzahlung nicht erledigt, so
dass für diese jeweils die Gebühr nach KV Nr. 604 anzusetzen
ist. Die Tilgung der Schuld durch Teilzahlungen erfolgt auf
gesetzlicher Grundlage und in den Fällen des § 806b ZPO mit
Einverständnis des Gläubigers, das gem. §§ 114a Nr. 5, 186
Nr. 6 GVGA auch unterstellt werden kann. 

Für die Erhebung der Gebühren in den vorstehend zu a)
bis c) genannten Fällen gilt im Grundsatz dasselbe, was unter
Ziff. 1) ausgeführt wurde. Besondere Bedeutung kommt aber
hier dem § 15 Abs. 2 GVKostG n.F. zu, wonach andere als die
in Absatz 1 genannten Kosten oder ein hierauf zu zahlender
Vorschuss bei der Ablieferung von Geld an den Auftraggeber
entnommen werden können. Nach der Gesetzesbegründung
entspricht der § 15 Abs. 2 GVKostG n.F. dem bisherigen § 6
Satz 2 GVKostG a.F., jedoch wurden die Worte „oder ein
hierauf zu zahlender Vorschuss“ eingefügt, um eine Verbin-
dung zu der in § 4 GVKostG n.F. getroffenen Regelung (siehe
unter Ziff. 1) herzustellen und es zu ermöglichen, dass Kosten,
für die der Gläubiger vorschusspflichtig ist, von Geldbeträgen,
die an ihn abzuliefern sind, in Abzug gebracht werden können.
Fälschlich wird § 15 Abs. 2 GVKostG n.F. teilweise dahin
verstanden, dass es sich um die Ablieferung des in § 15 Abs. 1
behandelten Versteigerungserlöses handele und deshalb nur
von diesem Kosten entnommen werden könnten. Bei den hier
behandelten Geldbeträgen handelt es sich aber um jeden an
den Gläubiger abzuliefernden Betrag, also auch um Zahlun-
gen oder Teilzahlungen des Schuldners. Das ergibt sich auch
aus dem bisher geltenden Kostengrundsatz Nr. 10, dessen
Abs. 1, Satz 1, wie folgt lautet:

„(1) Als Erlös ist jeder geldliche Erfolg einer Zwangs-
vollstreckung anzusehen, also auch jeder durch Zah-
lungen des Schuldners, durch freihändigen Verkauf so-
wie durch Pfändung von Geld erlangte Betrag“.

Danach steht fest, dass im Wege der Entnahme gem. § 15
Abs. 2 GVKostG n.F., ohne Rücksicht auf ihre Fälligkeit gem.
§ 14 GVKostG n.F., die in Betracht kommenden Gebühren
und Auslagen bei jeder Zahlung in Abzug gebracht werden
können und zwar bei Teilzahlungen nach §§ 806b und 900
Abs. 3 ZPO die Gebühr gem. KV Nr. 604 zuzüglich der Hebe-
gebühr und den Auslagen bei der ersten Zahlung; bei weiteren
Teilzahlungen jeweils die Hebegebühr nebst der hierauf ent-
fallenden Auslagenpauschale gem. KV Nr. 713 und im Falle
des Rateneinzugs an Ort und Stelle das Wegegeld gem.
Anm. 3 zu KV Nr. 711 bei dem Einzug des zweiten und jedes
weiteren Teilbetrages. 

Auch hier liegt der vorschussweise Kosteneinzug im Inte-
resse der Staatskasse aber auch im Interesse des Gläubigers
und einer rationellen Arbeitsweise, weil damit keine Kosten-
anforderungen mehr notwendig werden, wenn (nach erfolg-
loser Pfändung) weitere Zahlungen des Schuldners ausblei-
ben. Werden später Maßnahmen erforderlich, die höhere
Gebühren verursachen, so sind die vorschussweise erhobenen
Gebühren hierauf anzurechnen.

Die Kostenentnahme ist jedoch nicht zulässig, wenn dem
Gläubiger Prozeßkostenhilfe bewilligt ist oder wenn eine Teil-
zahlung auf eine Geldstrafe oder Geldbuße geleistet wird
(§ 15 Abs. 3 GVKostG n.F.).

Der Kosteneinzug, ob durch Anforderung, Erhebung oder
Entnahme aus dem Erlös bzw. geleisteten Zahlungen ändert
sich damit trotz veränderter Grundlage gegenüber der bisheri-
gen Praxis in keiner Weise.

4. Buchung der vereinnahmten Kosten

Soweit die Kosten als Vorschuss erhoben werden, stellt
sich die Frage, wie sie zu verbuchen sind. In den hier behan-
delten Fällen werden Kosten in der voraussichtlich endgülti-
gen Höhe erhoben, so dass keine Nachforderung notwendig
ist, wenn keine weiteren Vollstreckungsmaßnahmen, die wei-
tere bzw. höhere Gebühren auslösen, erforderlich werden.
Wird die Vollstreckung fortgesetzt und zur Durchführung des
Auftrages eine Pfändung, die Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung, die Verhaftung oder eine sonstige Maßnahme
erforderlich, die höhere Gebühren auslöst, so sind die bereits
erhobenen Gebühren anzurechnen. Die Bezeichnung als
Vorschuss soll deshalb in diesen Fällen nur den vorläufigen
Charakter der Kostenerhebung dokumentieren. Dies führt aber
nicht dazu, dass die vorschussweise erhobenen Gebühren bis
zum Eintritt der Fälligkeit gem. § 14 GVKostG auf die Dauer
von ggf. 12 Monaten im Kassenbuch I als Vorschuss zu bu-
chen seien. Das wäre ein ungeheuerer zusätzlicher Arbeitsauf-
wand, der dem Vereinfachungsgedanken des neuen Gerichts-
vollzieherkostengesetzes widersprechen würde. Im Kassen-
buch I sind nur Kostenvorschüsse zu buchen, die Kosten in
zunächst noch unbekannter Höhe decken sollen, nicht aber
Kostenbeträge, die in der vereinnahmten Höhe mit Sicherheit
fällig geworden sind oder fällig werden. Auch bisher wurden
Gebühren, die unter dem Vorbehalt späterer Anrechnung
erhoben wurden, z. B. bei Anforderung eines Durchsuchungs-
beschlusses, im Kassenbuch II als reguläre Einnahme ver-
bucht. Die Gründe12) hierfür haben sich nicht geändert und
Schwierigkeiten haben sich hieraus in einer mehr als 20-jähri-
gen Praxis nicht ergeben. Deshalb können keine Bedenken
dagegen bestehen, weiterhin so zu verfahren.

11) Dieser Fall ist auch dann gegeben, wenn der Schuldner der
Durchsuchung widerspricht, zugleich aber Teilzahlungen anbietet. Der
Widerspruch des Schuldners ist ein Hinderungsgrund nach § 3 Abs. 4
GVKostG n.F., der, je nach Auftragserteilung zum EV-Verfahren
führt, von dem Gläubiger durch Einholung der Durchsuchungsanord-
nung beseitigt, oder von dem Gläubiger im Hinblick auf die Teilzah-
lungen auch akzeptiert werden kann. Auch diese Konstellation lässt
Gebühren nach dem 6. Abschnitt des Kostenverzeichnisses entstehen. 12) Vgl. Seip, DGVZ 1979, S. 97 (101).
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R E C H T S P R E C H U N G

§§ 807, 900, 901 ZPO; § 185 i GVGA

Macht der Schuldner in dem zur Abgabe der eidesstattli-
chen Versicherung anberaumten Termin geltend, er habe
mit dem Gläubiger eine Absprache über Ratenzahlungen
getroffen, so ist dieser Einwand als Widerspruch gegen die
Verpflichtung zur Abgabe der eidesstattlichen Versiche-
rung zu werten und das Verfahren erst nach rechtskräfti-
ger Entscheidung über denselben fortzusetzen.

LG Koblenz, Beschl. v. 21. 6. 2000
– 2 T 286/2000 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Gegen den der Schuldnerin nicht förmlich zugestellten
Haftbefehl wendet sich diese mit der sofortigen Beschwerde,
die sie damit begründet hat, dass sie entgegen der Begründung
des Haftbefehles den Termin am 9. Februar 2000 wahrgenom-
men habe.

Die gem. §§ 793, 569, 577 ZPO zulässige sofortige
Beschwerde, von deren Fristgemäßheit mangels förmlicher
Zustellung des Haftbefehls ausgegangen werden muss, führt
zur Aufhebung des Haftbefehles.

Zwar lagen die Voraussetzungen des § 807 ZPO zur Ein-
leitung des Verfahrens der eidesstattlichen Versicherung vor,
die darin bestehen, dass ein vollstreckbarer Titel vorhanden ist
und dass die Pfändung zu einer vollständigen Befriedigung der
Gläubiger nicht geführt hat. Der Nachweis ist durch den er-
folglosen Mobiliarzwangsvollstreckungsversuch geführt. Bei
Einleitung des Verfahrens zur Ableistung der eidesstattlichen
Versicherung war auch die Forderung nicht erfüllt. Den Nach-
weis der vollständigen Befriedigung der Gläubiger hat die
Schuldnerin vor Erlass des Haftbefehles auch nicht in den For-
men des § 775 ZPO erbracht. Erst nach Erlass des Haftbefeh-
les hat sie die notwendigen Kosten der Zwangsvollstreckung,
die mit dem Hauptanspruch beigetrieben werden, gezahlt.

Sie ist zwar nicht, wie im Haftbefehl vermerkt, zum Ter-
min der eidesstattlichen Versicherung nicht erschienen, sie hat
sich allerdings geweigert, die eidesstattliche Versicherung ab-
zuleisten. Wenn ein Schuldner zwar zum Termin der eides-
stattlichen Versicherung erscheint, sich aber grundlos weigert,
die eidesstattliche Versicherung abzugeben, so steht das sei-
nem Nichterscheinen gleich. Andererseits besteht die Mög-
lichkeit nach § 900 Abs. 4 ZPO im Termin der eidesstattlichen
Versicherung Widerspruch gegen die Verpflichtung zur Ab-
leistung der eidesstattlichen Versicherung zu erheben. Wenn
ein solcher Widerspruch vorliegt, ist zunächst über diesen zu
befinden und das dafür vorgesehene Verfahren einzuhalten,
bevor Haftbefehl ergehen kann. Ob das eine oder andere vor-
liegt, also grundlose Weigerung oder Widerspruch gegen die
Verpflichtung der eidesstattlichen Versicherung richtet sich
danach, ob der Schuldner Gründe für die Nichtabgabe der
eidesstattlichen Versicherung angibt (vgl. Zöller, ZPO,
20. Aufl., Rdnr. 14 zu § 900).

Ausweislich des Protokolls des Gerichtsvollziehers hat
hier die Schuldnerin ihre Weigerung, die eidesstattliche Versi-
cherung abzugeben, damit begründet, dass sie mit den Gläubi-
gern eine Absprache über Ratenzahlungen getroffen habe. Da
es für die Abgrenzung „grundlose Weigerung“ oder „Wider-
spruch“ nicht darauf ankommen kann, ob in der Sache zu
Recht oder zu Unrecht eine Weigerung ausgesprochen wird,

muss auf das formale Erfordernis der Grundbenennung bzw.
Begründung abgestellt werden. Hier hat die Schuldnerin eine
– wenn auch sachlich unzutreffende – Begründung für ihre
Weigerung der Ableistung der eidesstattlichen Versicherung
abgegeben. Das hätte dazu führen müssen, dass ihr Vorbrin-
gen als Widerspruch gegen die Verpflichtung zur Ableistung
der eidesstattlichen Versicherung hätte gewertet werden müs-
sen. Dann darf das Verfahren erst fortgesetzt werden, wenn
über den Widerspruch rechtskräftig entschieden wurde. Da es
hieran fehlte, war die Haftanordnung aufzuheben.

§ 807 Abs. 1 Nr. 3 ZPO; § 185 a Nr. 2 d GVGA

Unter bestimmten Umständen kann der Schuldner zur
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung auch dann ver-
pflichtet sein, wenn die Verweigerung der Wohnungs-
durchsuchung zum Zwecke der Pfändung in seiner Abwe-
senheit durch eine Person erfolgt, deren Erklärungen ihm
zuzurechnen sind.

LG Köln, Beschl. v. 25. 10. 2000
– 10 T 219/2000 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubiger wenden sich mit der gemäß § 793 ZPO statt-
haften Beschwerde gegen die vom Amtsgericht Köln gebillig-
te Weigerung des Gerichtsvollziehers, einen Termin zur Ab-
gabe der eidesstattlichen Versicherung des Schuldners zu
bestimmen und ihn dazu zu laden.

Die Beschwerde ist zulässig und begründet.

Der angegriffene Beschluss des Amtsgerichts Köln kann
keinen Bestand haben.

Der Schuldner ist gemäß § 807 Abs. 1 Nr. 3 ZPO zur Ab-
gabe der eidesstattlichen Versicherung verpflichtet, da er bei
dem Vollstreckungsversuch am 17. 3. 2000 in zurechenbarer
Weise die Durchsuchung der Wohnung verweigert hat.

Nach Erteilung des Auftrags gemäß § 900 Abs. 1 ZPO ist
der Schuldner gemäß § 807 Abs. 1 Nr. 3 ZPO verpflichtet, ein
Verzeichnis seines Vermögens vorzulegen, wenn er die
Durchsuchung seiner Wohnung nach § 758 ZPO verweigert
hat. Der Weigerung des Schuldners steht die gleichlautende
Erklärung durch eine befugte Ersatzperson gleich, insbeson-
dere durch einen in der Wohnung lebenden Familienangehöri-
gen. Eine bekannte oder aus den Umständen folgende gegen-
teilige Haltung des Schuldners hat jedoch Vorrang (Zöller/
Stöber, ZPO, 21. Aufl., § 807 Rdnr. 18 a und § 758 a
Rdnr. 11).

Auch wenn der Schuldner bislang nicht persönlich die
Durchsuchung seiner Wohnung verweigert hat, so ist ihm aber
die entsprechende Erklärung seiner Ehefrau anlässlich des
Vollstreckungsversuchs vom 17. 3. 2000 zuzurechnen. Die
Ehefrau handelte zudem erkennbar im Namen des Schuldners,
indem sie dem Gerichtsvollzieher zur Begründung der Ableh-
nung der Durchsuchung mitgeteilt hat, dass „sie eine Zah-
lungsvereinbarung mit dem Gläubiger treffen möchte“. Der
Schuldner hat im Rahmen der ihm eingeräumten Stellungnah-
memöglichkeit nicht erklärt, dass er sich die erkennbar in sei-
nem Namen abgegebene Erklärung seiner Ehefrau nicht zu-
rechnen lassen wolle, sondern er mit der Durchsuchung der
Wohnung einverstanden sei.
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Bei dieser Sachlage ist aus Gründen der Praktikabilität und
der Beschleunigung des Vollstreckungsverfahrens von einer
vom Schuldner erklärten Weigerung der Wohnungsdurchsu-
chung auszugehen mit der Folge, dass dem Antrag der Gläubi-
ger auf Terminbestimmung und Ladung gemäß § 900 Abs. 1
ZPO zu entsprechen war.

Anmerkung der Schriftleitung:

Die Auffassung des Landgerichts kann nur in speziell gela-
gerten Fällen zur Anwendung kommen, wie schon daraus zu
erkennen ist, dass das Landgericht seine Entscheidung auch
auf das Verhalten des Schuldners im Erinnerungs- und Be-
schwerdeverfahren stützt. Zöller/Stöber, ZPO, 22. Aufl., § 807
Rdnr. 18 a, lässt zwar unter Hinweis auf § 758 a Rdnr. 11 ge-
nerell die Verweigerung durch eine befugte Ersatzperson gel-
ten. Die Einwilligung zur Durchsuchung dürfte jedoch mit de-
ren Verweigerung nicht gleichzusetzen sein, wenngleich eine
erfolglose Durchsuchung zu dem gleichen Ergebnis, nämlich
der Ladung zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung
führt. Rechnet man aber die Durchsuchungsverweigerung
durch eine Ersatzperson dem Schuldner zu, dann wird er
schlechter gestellt als wenn der Gerichtsvollzieher überhaupt
niemand angetroffen hätte, weil dann gem. § 807 Abs. 1 Nr. 4
ZPO ein erneuter Vollstreckungsversuch mit vorheriger
schriftlicher Ankündigung und einer Frist von zwei Wochen
erforderlich ist. Die Auffassung, dass die Verweigerung der
Durchsuchung vom Schuldner selbst und nicht von einer Er-
satzperson ausgehen muss, wenn sie die Verpflichtung zur Ab-
gabe der eidesstattlichen Versicherung begründen soll, wird
denn auch überwiegend vertreten. Hierzu siehe z. B. Hart-
mann, ZPO, 59. Aufl., § 807 Rdnr. 12; Thomas/Putzo,
22. Aufl., § 807 Rdnr. 12; Gilleßen/Polzius, DGVZ 1998,
S. 97/100; Hintzen, Vollstreckung durch den Gerichtsvollzie-
her, 2000, S. 81, Rdnr. 319. Ebenso § 185 a Nr. 2 d GVGA.

§ 788 ZPO; § 109 GVGA

Ein Notar, der wegen ihm zustehender Beurkundungskos-
ten einen Rechtsanwalt damit beauftragt, gegen den Kos-
tenschuldner die Zwangsvollstreckung zu betreiben, kann
von dem Schuldner die Erstattung der bei dem Rechts-
anwalt hierdurch entstehenden Kosten nicht verlangen.

LG Ingolstadt, Beschl. v. 18. 11. 1999
– 1 T 1763/99 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Gesetzliche Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwaltes
des Gläubigers, der notwendige Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen betreibt, sind erstattungsfähig, sofern auch die Beauf-
tragung des Anwalts notwendig war. § 91 Abs. 2 ZPO gilt
nämlich bereits dem Wortlaut nach nur für Prozesse und nicht
in der Zwangsvollstreckung (Gerold/Schmidt/v. Eicken-
Madert, BRAGO, 14. Auflg., § 57 Rdnr. 31; weiter offenbar
Zöller/Stöber, ZPO, 21. Auflg., § 788 Rdnr. 9).

Die Kammer teilt die Auffassung des Erstgerichts, dass die
Anwaltskosten im gegebenen Fall nicht notwendige Kosten
der Zwangsvollstreckung sind, da der Gläubiger als Notar
durchaus als in der Lage angesehen werden muss, die Zwangs-
vollstreckung ohne anwaltliche Hilfe selbst durchführen zu
lassen. Als Inhaber eines öffentlichen Amtes ist er in besonde-
rer Weise zu kostensparender Geschäftsführung verpflichtet
und somit gehalten, unnötige Kosten zu vermeiden (s. a. AG
Neustadt, Juristisches Büro 1982, 870; AG Erkelenz, DGVZ
1993, S. 77; Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO,
58. Auflg., § 788 Rdnr. 32). Dass das Notariatsbüro des Gläu-
bigers auf die Veranlassung der notwendigen Zwangsvoll-

streckungsmaßnahmen nicht eingerichtet sei, spielt keine Rol-
le. Ausschlaggebend ist vielmehr, dass der Gläubiger als
Volljurist durchaus als imstande angesehen werden kann, das
zur Durchsetzung seiner Kostenforderung Erforderliche zu
veranlassen. Schließlich kann aufgrund der vom Beschwerde-
führervertreter vorgelegten Unterlagen auch nicht festgestellt
werden, dass die Vollstreckung hier mit ganz besonderen
Schwierigkeiten verbunden gewesen wäre, die eine anderwei-
tige Beurteilung rechtfertigen würden.

Das Rechtsmittel war somit zurückzuweisen.

§§ 1, 5 GVKostG; Nr. 9 Abs. 2 GVKostGr.

Ob der Gerichtsvollzieher die Ausführung eines Auftrages
(hier Zustellung eines Pfändungs- und Überweisungs-
beschlusses) von der Zahlung eines von dem Gläubiger zu
leistenden Kostenvorschusses abhängig macht, steht in sei-
nem Ermessen.

LG Konstanz, Beschl. v. 14. 4. 2000
– 6 T 44/2000 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Mit Schreiben vom 29. 9. 1999 machte der mit der Zustel-
lung eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses beauf-
tragte Gerichtsvollzieher die Zustellung davon abhängig, dass
der Gläubiger unverzüglich einen Vorschuss von 35,30 DM
einzahlte. Er wies darauf hin, dass er den Auftrag als zurück-
genommen betrachte, wenn der Betrag nicht innerhalb von
10 Tagen eingehe. Nachdem dies bis zum 13. 10. 1999 nicht
der Fall war, sandte er an diesem Tage die Vollstreckungs-
unterlagen zurück. Der Gläubiger überwies den Kostenvor-
schuss am 21. 10. 1999. Der Gerichtsvollzieher erstattete am
9. 11. 1999 die Vorschüsse an den Gläubigervertreter zurück.

Der Gläubiger hat gegen die Anforderung eines Vorschus-
ses Erinnerung beim Vollstreckungsgericht eingelegt, das die
Erinnerung mit der Begründung zurückgewiesen hat, es seien
keine Tatsachen ersichtlich, dass die Anforderung des Vor-
schusses ermessensfehlerhaft oder rechtsmissbräuchlich ge-
wesen sei.

Dagegen wendet sich die sofortige Beschwerde des Gläu-
bigers, der beantragt, festzustellen, dass es rechtswidrig gewe-
sen sei, die Ausführung der Zustellung von der Erhebung eines
Vorschusses abhängig zu machen.

Die sofortige Beschwerde ist gem. § 793 ZPO zulässig, hat
aber in der Sache keinen Erfolg. Nach § 5 GVKostG kann eine
Amtshandlung von der Zahlung eines Vorschusses abhängig
gemacht werden. Das Ermessen hat der Gerichtsvollzieher
nach Nr. 9 der GVKostGr., die den Gerichtsvollzieher binden
(Hartmann, Kostengesetze vor § 1 GVKostG, Rz. 4), dahin-
gehend auszuüben, dass er grundsätzlich verpflichtet ist, einen
Vorschuss einzufordern, wenn kein Ausnahmetatbestand vor-
liegt (Hartmann, a.a.O. § 5 GVKostG, Rz. 3; OLG Frankfurt,
DGVZ 1982, S. 59). Nach Nr. 9 Abs. 2 GVKostGr. ist ein
Vorschuss nicht zu erheben bei Aufträgen, die vom Gericht
erteilt werden, von einem Auftraggeber erteilt werden, dem
Prozesskostenhilfe bewilligt ist oder wenn dem Auftraggeber
Kostenfreiheit zusteht. Nach Abs. 3 soll ein Vorschuss regel-
mäßig nicht erhoben werden bei Aufträgen von Behörden oder
Körperschaften des öffentlichen Rechts und bei Aufträgen,
deren Verzögerung dem Auftraggeber einen unersetzlichen
Nachteil bringen würde und schließlich bei Aufträgen zur Er-
hebung von Wechsel- oder Scheckprotesten. Dass die Zustel-
lung des Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses an den
Drittschuldner hier besonders eilbedürftig gewesen wäre,
macht der Gläubiger nicht geltend und ist auch aus den Um-
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ständen nicht ersichtlich. In diesem Fall hätte der Gläubiger
nämlich die Vollstreckungsunterlagen postwendend an den
Gerichtsvollzieher zurückgesandt, nachdem der Vorschuss
bereits gezahlt war. Die Zustellung hätte dann vorgenommen
werden können. Dies wäre auch kostenrechtlich unproblema-
tisch gewesen, da nach Nr. 9 Abs. 7 Satz 2 GVKostGr. kosten-
rechtlich kein neuer Auftrag vorliegt, wenn der Auftrag dem-
nächst weiterverfolgt wird.

Nach Nr. 9 Abs. 1 GVKostGr. schließlich ist der Gerichts-
vollzieher auch dann nicht zur Anforderung eines Vorschusses
verpflichtet, wenn mit Sicherheit zu erwarten ist, dass die Kos-
ten nach Erledigung des Auftrags gezahlt werden. Insoweit
steht dem Gerichtsvollzieher ein Ermessen zu. Der Gerichts-
vollzieher kann im Einzelfall, wenn er sich sicher ist, dass die
Kosten bezahlt werden, von der Erhebung eines Vorschusses
absehen. Aus Nr. 9 Abs. 1 GVKostGr. folgt jedoch keine Ver-
pflichtung für den Gerichtsvollzieher, bei bestimmten Gläubi-
gergruppen von der Zahlung eines Vorschusses abzusehen.
Übt der Gerichtsvollzieher sein Ermessen dahingehend aus,
dass er über die in den Absätzen 2 bis 4 genannten Fällen hin-
aus in der Regel einen Vorschuss anfordert, ist dies nicht er-
messensfehlerhaft. Die in den Absätzen 2 und 3 aufgeführten
Ausnahmen sind nämlich sehr eng gefasst. Eine generelle
Ausnahme von der Vorschusspflicht für den Fall, dass bei nur
geringer Höhe der anfallenden Kosten und bestimmten Perso-
nengruppen in der Regel davon auszugehen sei, dass die Kos-
ten bezahlt würden, kann aus den Absätzen 2 bis 4 der Nr. 9
GVKostGr. nicht entnommen werden.

Die sofortige Beschwerde war deshalb mit der Kostenfolge
des § 97 Abs. 1 ZPO zurückzuweisen.

§§ 753, 807 Abs. 1 Nr. 4, 900 ZPO; § 185 a Nr. 2 GVGA

Zur Ankündigung der Vollstreckung mit einer Frist von
zwei Wochen im Sinne des § 807 Abs. 1 Nr. 4 ZPO ist der
Gerichtsvollzieher nur verpflichtet, wenn ihm mit dem
Sachpfändungsauftrag zugleich der Auftrag zur Abnahme
der eidesstattlichen Versicherung erteilt ist und der
Schuldner bei versuchter Vollstreckung nicht angetroffen
wurde.

I. AG Riedlingen, Beschl. v. 16. 8. 2000
– M 309/2000 –

II. LG Ravensburg, Beschl. v. 26. 9. 2000
– 4 T 290/2000 –

I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Erinnerung ist zulässig (§ 766 ZPO), sie ist jedoch
nicht begründet.

Mit Antrag vom 8. 10. 1999 wurde dem Gerichtsvollzieher
Vollstreckungsauftrag gegen den Schuldner erteilt. Nach vor-
läufiger Einstellung des Verfahrens, nachdem der Schuldner
trotz mehrfacher Versuche nicht angetroffen werden konnte,
hat die Gläubigerin mit Schreiben vom 2. 12. 1999 beantragt,
die Vollstreckung mindestens zwei Wochen vorher anzukün-
digen, damit die Voraussetzungen gemäß § 807 ZPO geschaf-
fen werden können. Dies wurde vom Gerichtsvollzieher mit
Schreiben vom 23. 12. 1999 abgelehnt.

Gegen diese Ablehnung richtet sich nach weiterem Schrift-
verkehr die Erinnerung der Gläubigerin.

Nach Auffassung des Vollstreckungsgerichts ist der
Gerichtsvollzieher nicht verpflichtet, entsprechend dem ihm
erteilten Auftrag eine beabsichtigte Vollstreckung mindestens
zwei Wochen vorher anzukündigen und einen Vollstreckungs-
versuch an dem dem Schuldner angekündigten Termin durch-

zuführen. Dies wäre lediglich dann der Fall, wenn dem Ge-
richtsvollzieher mit dem Sachpfändungsauftrag zugleich der
Auftrag zur Abnahme der eidesstattlichen Versicherung erteilt
wurde und der Schuldner bei wiederholt versuchter Vollstre-
ckung nicht angetroffen wurde.

Die entgegengesetze Auffassung ist mit dem Wortlaut des
§ 807 Abs. 1 ZPO nicht vereinbar, hiernach besteht eine Ver-
pflichtung des Schuldners zur Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung nur dann, wenn ein Gläubiger-Auftrag gemäß
§ 900 Abs. 1 ZPO vorliegt. Ohne diesen Auftrag ist der Ge-
richtsvollzieher gerade nicht gehalten, die Voraussetzungen
für die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung zu schaffen.

Auch das Argument der Gläubigerin, sie sei Herrin des
Verfahrens, führt nach Auffassung des Gerichts zu keiner an-
deren Betrachtung. Dies ist zwar richtig, hierin zeigt sich
jedoch nur, dass der Gläubiger mit seinem Antrag in der
Zwangsvollstreckung die weitere Vollstreckung beeinflussen
kann; ein Eingriff in die innere Organisation des Gerichtsvoll-
ziehers, der als Vollstreckungsorgan hoheitliche Gewalt aus-
übt und insoweit selbstständig und in eigener Verantwortung
handelt (BGH MDR 85, 562), steht ihm damit nicht zu. Eine
andere Betrachtungsweise würde im Übrigen dazu führen,
dass unnötige Mehrbelastungen und Verzögerungen in der
Arbeit der laufenden Amtsgeschäfte eines Gerichtsvollziehers
eintreten würden.

Im Übrigen ist es für den Gläubiger ohne weiteres möglich,
zur Stellung eines Kombi-Antrages auf Abnahme der eides-
stattlichen Versicherung für den Fall des Scheiterns des Sach-
pfändungsantrages dafür zu sorgen, dass seinem Begehren
Folge geleistet wird.

I I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die sofortige Beschwerde ist zulässig (§ 793 ZPO), hat
aber in der Sache keinen Erfolg. Die Durchführung des
Zwangsvollstreckungsauftrags durch den Gerichtsvollzieher
ist nicht zu beanstanden. Wie das Vollstreckungsgericht zu-
treffend ausgeführt hat, ist ein Gerichtsvollzieher nicht ver-
pflichtet, die Voraussetzungen für die Abgabe der eidesstattli-
chen Versicherung zu schaffen, wenn kein entsprechender
zusätzlicher Antrag gestellt, sondern lediglich ins Auge ge-
fasst ist (ebenso: LG Tübingen, DGVZ 2000, S. 120; LG
Wiesbaden, DGVZ 2000, S. 91 ff.). Eine andere Betrachtungs-
weise würde dazu führen, dass unnötige Mehrbelastungen und
Verzögerungen in der Arbeit der laufenden Amtsgeschäfte ei-
nes Gerichtsvollziehers eintreten würden.

Zwar liegt es in der Natur der Sache, dass vom Gerichts-
vollzieher, dem ein reiner Sachpfändungsauftrag erteilt wor-
den ist, für den Fall, dass er den Schuldner antrifft und dieser
die Durchsuchung verweigert bzw. bei der Durchsuchung die
Fruchtlosigkeit der Pfändung festgestellt wird, die Vorausset-
zungen des § 807 Abs. 1 Nr. 1–3 ZPO für die Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung geschaffen werden; jedoch be-
sagt dies nichts darüber, dass der Gerichtsvollzieher auch bei
einem reinen Sachpfändungsantrag für das Vorliegen der Vor-
aussetzungen des § 807 Abs. 1 Nr. 4 ZPO zu sorgen hat. Die
Gläubigerin hätte ohne zusätzliches Kostenrisiko ihren Sach-
pfändungsauftrag mit einem Eventualauftrag zur Abnahme
der eidesstattlichen Versicherung verbinden und damit errei-
chen können, dass der Gerichtsvollzieher ggf. gem. § 807
Abs. 1 Nr. 4 ZPO vorgeht (LG Wiesbaden a.a.O.).

§§ 807, 899, 900 ZPO; § 27 a GVKostG; § 185 c Nr. 3
GVGA

Ist der Schuldner nach erfolgloser Pfändung und vor der
gleichzeitig beantragten Ladung zur Abgabe der eides-



DGVZ 2001, Nr. 3 47

stattlichen Versicherung in einem Ort außerhalb des
Amtsgerichtsbezirks verzogen, so hat der beauftragte Ge-
richtsvollzieher den für den neuen Wohnort zuständigen
Gerichtsvollzieher im Wege der Rechtshilfe zu ersuchen,
den Schuldner zur Abgabe der eidesstattlichen Versiche-
rung zu laden.

AG Reinbek, Beschl. v. 14. 7. 2000
– 8 M 213/2000 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Gläubigerin wendet sich mit ihrer Erinnerung dage-
gen, dass der Gerichtsvollzieher ein von ihr beantragtes Ver-
fahren auf die Abnahme einer eidesstattlichen Versicherung
nicht fortsetzt.

Die Gläubigerin hat mit Schriftsatz vom 9. 8. 1999 dem
Gerichtsvollzieher einen Zwangsvollstreckungsauftrag erteilt.
Für den Fall, dass die Zwangsvollstreckung erfolglos verläuft,
war zugleich beantragt worden, den Schuldnern die eidesstatt-
liche Versicherung nach §§ 807, 900 ZPO abzunehmen. Ein
von dem Gerichtsvollzieher auf diesen Antrag am 27. 9. 1999
bei den zu dieser Zeit in Reinbek wohnhaften Schuldnern
durchgeführter Vollstreckungsversuch verlief erfolglos. Zu
dem daraufhin anberaumten Termin zur Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung konnten die Schuldner nicht geladen
werden. Sie waren zu diesem Zeitpunkt unbekannt verzogen.
Nachdem die Gläubigerin den neuen Wohnort der Schuldner
in Hamburg ermittelt hatte und den Gerichtsvollzieher um die
Fortsetzung des Verfahrens ersuchte, wurde dies mit der Be-
gründung abgelehnt, der Antrag sei bei dem nunmehr für den
Wohnsitz der Schuldner zuständigen Gericht anzubringen.

Die nach § 766 ZPO zulässige Erinnerung hat in der Sache
Erfolg. Der Gerichtsvollzieher ist weiterhin für die Durchfüh-
rung des Verfahrens zuständig, da die Schuldner zum Zeit-
punkt der Auftragserteilung in Reinbek wohnten (§ 899
Abs. 1 ZPO).

Die Zuständigkeit des Gerichtsvollziehers ist nicht da-
durch entfallen, dass der Aufenthalt der Schuldner für kurze
Zeit unbekannt war. Ein Fall, in dem der Aufenthalt des
Schuldners bereits zum Zeitpunkt der Auftragserteilung unbe-
kannt war und der Gerichtsvollzieher deshalb berechtigt ist,
dem Gläubiger die Vollstreckungsunterlagen zurückzusenden
(vgl. § 185 c GVO) liegt nicht vor. Teilt der Gläubiger – wie
vorliegend – eine von der bei Auftragserteilung bekannten An-
schrift abweichende neue Anschrift kurzfristig mit, ist das
Verfahren fortzusetzen.

Da die Schuldner vorliegend in einen Ort außerhalb des
Amtsgerichtsbezirks verzogen sind, hat der Gerichtsvollzieher
den für den jetzigen Wohnort zuständigen Gerichtsvollzieher
zu ersuchen, die Schuldner im Wege der Rechtshilfe dort zu
laden.

§§ 807, 903 ZPO; § 185 n GVGA

Die Tatsache, dass ein Gewerbetreibender nach Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung sein Gewerbe weiter be-
treibt, lässt noch nicht auf einen neuen Vermögenserwerb
schließen, der zur erneuten Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung verpflichtet.

AG Ludwigsburg, Beschl. v. 13. 10. 2000
– 1 M 5543/2000 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Erinnerung ist unbegründet.

Der Schuldner, der selbstständiger Gewerbetreibender ist,
hat am 17. 3. 1999 die eid. Versicherung abgegeben.

Die Voraussetzungen für eine erneute Abgabe der eid. Ver-
sicherung gem. § 903 ZPO sind nicht dadurch gegeben, dass
nach Gläubigervortrag nach dem kfm. Gesichtspunkt davon
auszugehen ist, dass der Schuldner wieder neue Aufträge ge-
tätigt hat.

Nach dem Gesetzeswortlaut ist vom Gläubiger glaubhaft
zu machen, dass der Schuldner später Vermögen erworben hat
oder dass ein bisher bestehendes Arbeitsverhältnis mit dem
Schuldner aufgelöst ist.

Die Auflösung des bestehenden Arbeitsverhältnisses im
Sinne von § 903 ZPO ist über den engen Gesetzeswortlaut hin-
aus dahin auszulegen, dass eine erneute Offenbarungspflicht
auch dann besteht, wenn ein selbstständiger Gewerbetreiben-
der seinen Betrieb oder der freiberuflich tätige Schuldner sei-
nen freien Beruf aufgibt (Zöller, 21. Aufl., 1999, § 903
Rdnr. 8).

Die Verpflichtung zur wiederholten eid. Versicherung ist
aber nicht allgemein schon deshalb gegeben, weil der Schuld-
ner seine selbstständige/freiberufliche Tätigkeit fortsetzt
(OLG Bamberg, Jur. Büro 1988, 1422; LG Stuttgart, Beschl.
v. 19. 12. 1997, AZ 10 T 835 97).

Da vorliegend die Gläubigerin davon ausgeht, dass der
Schuldner nach wie vor seine selbstständige Tätigkeit ausübt,
liegt die Voraussetzung einer Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses auch im weiteren Sinne nicht vor.

Auch die Voraussetzung des späteren Vermögenserwerbs
liegt nicht vor.

Allein der von der Gläubigerin genannte kfm. Gesichts-
punkt genügt nicht für die Annahme, dass der Schuldner in den
Besitz von pfändbaren Vermögensstücken gelangt ist.

Dem Gesetzgeber war die Situation von Selbstständigen
im Falle ihrer Schuldnerstellung bekannt; wenn für sie eine
Sonderregelung hätte gelten sollen, so hätte dies folglich einen
gesetzl. Niederschlag gefunden (OLG Bamberg, a.a.O.).

Anmerkung der Schriftleitung:

Ebenso AG Pirna, DGVZ 2000, S. 142.

Einsendung von Entscheidungen

Die Deutsche Gerichtsvollzieher-Zeitung veröffentlicht in
jeder Ausgabe Entscheidungen, die vollstreckungsrechtliche
Probleme behandeln, ist bei deren Auswahl aber auf die
Entscheidungen angewiesen, die ihr eingesandt werden.
Leider bleiben viele Entscheidungen, die auch für andere
Gerichtsvollzieher von Interesse sein könnten, unveröffent-
licht, weil sie der Schriftleitung nicht eingesandt wurden.
Die Schriftleitung richtet deshalb an alle Leser der DGVZ
die höfliche Bitte, ihr Entscheidungen aus dem Vollstre-
ckungs-, Zustellungs- und Kostenrecht, die von allgemeinem
Interesse sind, zuzuleiten. Für jede veröffentlichte Entschei-
dung wird dem Einsender zur Abgeltung seiner Mühe und
Auslagen eine Entschädigung gezahlt. Deshalb bitte auch
Bankkonto angeben.

Alle Einsendungen werden erbeten an den Schriftleiter
der DGVZ:

OGV a. D. Theo Seip
Am Rosenhang 4
65549 Limburg/Lahn
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■ B U C H B E S P R E C H U N G

Zöller: Zivilprozessordnung, 22. Auflage 2001
mit Gerichtsverfassungsgesetz und den Einführungsgesetzen, mit In-
ternationalem Zivilprozessrecht, Kostenanmerkungen/Kommentar.

Begründet von Dr. Richard Zöller. Bearbeitet von Notar Prof.
Dr. Reinhold Geimer, Richter am BGH a. D. Prof. Dr. Reinhard
Greger; Präsident des Bayer. OLG Peter Gummer; Richter am
Amtsgericht Kurt Herget; Richter am OLG a. D. Dr. Peter Philippi;
Regierungsdirektor a. D. Kurt Stöber und Prof. Dr. Max Vollkom-
mer, 22., neubearbeitete Auflage 2001. Verlag Dr. Otto Schmidt KG,
Köln, 2843 Seiten, Lexikonformat, geb., 288 DM = 147,25 Euro.
ISBN 3-504-47011-9.

Im Abstand von nur 2 Jahren (vgl. DGVZ 1999, S. 32) haben Ver-
fasser und Verlag eine überarbeitete Auflage vorgelegt, in der zehn
neue Gesetze und drei EG-Verordnungen sowie Rechtsprechung und
Schrifttum mit Stand vom l. Oktober 2000 berücksichtigt sind. Viele
Teile des Kommentars sind neu gefasst, erweitert und vertieft. Er
stellt damit ein zuverlässiges und aktuelles Hilfsmittel dar, wie es für
eine sachgemäße Arbeit unerlässlich ist.

Für die Leser der DGVZ ist in erster Linie die von Stöber verfasste
Kommentierung der Bestimmungen über die Zwangsvollstreckung
von Interesse. Bezüglich der „Altfälle“ der Verfahren zur Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung litt die Vorauflage unter der Tatsa-
che, dass erst nach ihrem Erscheinen die Überleitungsbestimmungen
zur 2. Zwangsvollstreckungsnovelle verabschiedet wurden. Entspre-
chend hat der Verfasser insoweit aufgeräumt und kommt jetzt ein-
deutig zu dem Ergebnis, dass in (noch auftretenden) Altverfahren,
die vor dem 1. 1. 1999 beantragt wurden, die Abnahme der eides-
stattlichen Versicherung und evtl. beantragte Nachbesserungen wei-
terhin in die Zuständigkeit des Rechtspflegers fallen (Rdn. 7 zu
§ 899). Wünschenswert wäre auch eine Überarbeitung der Rdn. 15
zu § 807, die eine Ladung des Schuldners zur Vermögensoffenba-
rung erst dann für zulässig hält, wenn bei einer bekannten Arbeits-
stelle oder sonstigen Forderung die Forderungspfändung erfolglos
versucht worden ist. Die hierzu herangezogene Rechtsprechung
stammt sämtlich aus der Zeit vor Inkrafttreten der 2. Zwangsvollstre-
ckungsnovelle und sagt nichts darüber aus, dass der Gerichtsvollzie-
her, der nach erfolgloser Sachpfändung entsprechend dem Auftrag
des Gläubigers den Schuldner gem. § 900 Abs. 2 ZPO sogleich zur
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung auffordern soll, dies bei
Bekanntwerden einer Forderung zu unterlassen hat. Dem Beschleu-
nigungsgedanken der 2. Zwangsvollstreckungsnovelle widerspricht
es, wenn der Schuldner die für den Fall der erfolglosen Sachpfän-
dung beantragte Abnahme der eidesstattlichen Versicherung dadurch
stoppen kann, dass er dem Gerichtsvollzieher Drittschuldner be-
nennt, gegen die er (möglicherweise dubiose) Forderungen hat.

Bezüglich der im Vermögensverzeichnis vom Schuldner zu fordern-
den Angaben verfolgt Stöber eine klare Linie, indem er nur Angaben
für erzwingbar hält, die das Vermögen des Schuldners unmittelbar
betreffen. Vielen Angaben, die in so genannten Fragenkatalogen von
Gläubigern zusätzlich verlangt werden, erteilt er damit eine klare
Absage. Eine Verpflichtung des Schuldners, Angaben über Einkom-
men seines Ehegatten zu machen, hält er mit guten Gründen nicht für
gegeben, auch nicht im Hinblick auf einen möglichen Antrag nach
§ 850c IV ZPO, weil für diesen Antrag Einkünfte der unterhaltsbe-
rechtigten Person schlechthin von Bedeutung sind und für diesbezüg-
liche Angaben, die sich auf Einkünfte an Zinsen, Miete, Rente usw.

erstrecken können, § 807 ZPO keine Grundlage bietet (Rdn. 27 zu
§ 807). Ebensowenig hält es der Verfasser für vertretbar, dass von
Selbstständigen Angaben über die in den letzten 12 Monaten ausge-
führten Aufträge verlangt werden, wenn diese abgewickelt sind und
keine Ansprüche mehr bestehen, da es sich insoweit nicht um Ver-
mögenswerte handelt (Rdn. 28 zu § 807). Entsprechendes gilt nach
Rdn. 34 zu § 807 auch für die Kundenliste eines Geschäftsmannes
sowie für Unterhaltspflichten des Schuldners und Verträge über
Krankenversicherung oder Beiträge zur Krankenversicherung, da
auch diese keine Vermögenswerte darstellen.

Hinsichtlich der Teilzahlungsverfahren, die schon in der Vorauflage
sehr praxisnah erläutert waren, wurde nachgetragen, dass es sich bei
dem Angebot des Schuldners und dem Einverständnis des Gläubi-
gers gem. § 806b ZPO um Verfahrenserklärungen handelt, die jeder-
zeit widerrufen werden können und weitere Vollstreckungsmaßnah-
men nicht ausschließen, die hierzu bereits geäußerte gegenteilige
Meinung aber zitiert (Rdn. 6 zu § 806b ZPO).

Für die Vollstreckung zur Nachtzeit sowie an Sonn-und Feiertagen
in der Wohnung des Schuldners hält der Kommentar an der schon in
der Vorauflage vertretenen Auffassung fest, dass der Gerichtsvollzie-
her gem. § 758a Abs. 4 ZPO einer besonderen richterlichen Anord-
nung nicht bedarf. Die Rechtsprechung nimmt jedoch zunehmend
den gegenteiligen Standpunkt ein, so dass hier eine Korrektur der
Kommentarmeinung nicht auszuschließen ist.

In seiner Gesamtheit handelt es sich bei diesem bewährten Kommen-
tar um ein unmfassendes Erläuterungswerk, das gespickt ist mit An-
gaben über Rechtsprechung und Literatur, dabei auch ausführlich auf
gegenteilige Meinungen hinweist, so dass praktisch in jedem Fall ein
Weg zur Lösung auftretender Probleme zu finden ist.
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